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(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

EMD Eidgenössisches Militärdepartement,
heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

Fedpol Bundesamt für Polizei
BND Bundesnachrichtendienst (Nachrichtendienst der Bundesrepublik

Deutschland)

DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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ONU Organisation des Nations unies
AVS Assurance-vieillesse et survivants
OMC Organisation mondiale du commerce
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01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
OFAG Office fédéral de l'agriculture
FMI Fonds monétaire International
UE Union européenne
CrEDH Cour européenne des droits de l'homme
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
Bureau-CN Bureau du Conseil national
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
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PME petites et moyennes entreprises
LMSI Loi fédérale instituant des mesures visant au maintien de la sûreté
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CIA Central Intelligence Agency (Agence centrale de renseignement des
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LDIP Loi fédérale sur le droit international privé
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USP Union Suisse des Paysans
SNPC Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
RDA République démocratique allemande
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

DMF Département militaire fédéral,
aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

Fedpol Office fédéral de la police
BND Service de renseignement de la République fédérale d'Allemagne

(Bundesnachrichtendienst)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Jahresrückblick 2019: Rechtsordnung

Die innere und äussere Sicherheit der Schweiz war der Themenkomplex des Kapitels
Rechtsordnung, der im Jahr 2019 – gemessen an der Anzahl Zeitungsartikel in den
jeweiligen Bereichen – deutlich am meisten Medienaufmerksamkeit generierte. Es
stand zum einen die Frage im Raum, wie die Schweiz mit Schweizer Dschihadistinnen
und Dschihadisten – sowohl mit den in die Schweiz zurückgekehrten als auch mit den
im Ausland verbliebenen – umgehen sollte. Während im Februar das erste
Gerichtsurteil gegen Schweizer Dschihad-Rückkehrende, zwei minderjährige
Geschwister aus Winterthur, ausgesprochen wurde, verkündete der Bundesrat im März,
Schweizer IS-Kämpferinnen und -Kämpfer nicht aktiv in die Schweiz zurückholen zu
wollen, sondern sie vor Ort der Strafverfolgung zu überlassen. Zum anderen erhitzte die
Debatte darüber, ob die Schweiz ausländische Dschihadistinnen und Dschihadisten
auch in Folterstaaten ausliefern sollte, die Gemüter. Hier trafen mit der öffentlichen
Sicherheit in der Schweiz und der Wahrung der Grundrechte (insbesondere des aus
dem zwingend-völkerrechtlichen Folterverbot abgeleiteten Non-Refoulement-Gebots)
zwei gewichtige Rechtsgüter frontal aufeinander. Während das Parlament der
öffentlichen Sicherheit mehr Gewicht beimass und die entsprechende Motion (Mo.
16.3982) an den Bundesrat überwies, bleibt abzuwarten, wie der Bundesrat dieser
Forderung nachkommen wird, ohne das zwingende Völkerrecht zu verletzen.

Zur Stärkung der öffentlichen Sicherheit widmete sich der Bundesrat im Jahr 2019 auch
weiterhin der Terrorismusprävention im Inland. So unterbreitete er dem Parlament mit
den Botschaften zum Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung des
Terrorismus (PMT) sowie zum Bundesgesetz über Vorläuferstoffe für explosionsfähige
Stoffe zwei weitere grosse Projekte zur Umsetzung der Strategie der Schweiz zur
Terrorismusbekämpfung. Mit dem Vorläuferstoffegesetz soll der Zugang zu bestimmten
chemischen Substanzen erschwert werden, die durch Missbrauch gravierenden
Schaden verursachen können. Damit soll verhindert werden, dass Terroristinnen und
Terroristen diese Stoffe zur Herstellung von Sprengstoff einfach in der Schweiz
beschaffen können, während ihr Handel in der EU strenger reglementiert ist. Das PMT
soll derweil der Polizei neue Instrumente zum Umgang mit terroristischen
Gefährderinnen und Gefährdern an die Hand geben, die vor, nach oder ergänzend zu
einem Strafverfahren angewandt werden können. Um die Gefährdung durch
radikalisierte Personen zu mindern, sollen diese vom terroristischen Umfeld
ferngehalten, an der Ausreise in ein Konfliktgebiet gehindert sowie, wenn nötig, in
ihrem Bewegungsradius eingeschränkt werden.

Eine weitere wichtige Vorlage im Bereich der inneren Sicherheit war 2019 zweifellos die
Übernahme der EU-Waffenrichtlinie und die damit einhergehende Verschärfung des
Schweizer Waffenrechts. Auf das im Januar zustande gekommene Referendum folgte
ein mehrmonatiger, emotionaler Abstimmungskampf, der die Medienberichterstattung
in den für das Kapitel Rechtsordnung relevanten Themen in der ersten Jahreshälfte
dominierte. Während für die Befürworterseite klar war, dass die – bereits mit einer
Ausnahmeregelung für die Schweiz versehene und daher insgesamt moderate –
Richtlinie übernommen werden müsse, um die Schweizer Mitgliedschaft bei
Schengen/Dublin nicht zu gefährden, sah die Gegnerschaft durch das
«Entwaffnungsdiktat der EU» – so ihr Slogan – die Schweizer Freiheit und Identität
substanziell bedroht. Am 19. Mai 2019 stimmte das Schweizer Stimmvolk der Übernahme
der EU-Waffenrichtlinie mit 63.7 Prozent (bei einer Stimmbeteiligung von 43.9%)
schliesslich deutlich zu. Gemäss der nachfolgenden VOTO-Analyse fusste der Vorsprung
des Befürworterlagers vor allem auf jenen Stimmberechtigten, die eine Verschärfung
des Schweizer Waffenrechts zwar nicht unbedingt für notwendig hielten, aber
Schengen/Dublin nicht aufs Spiel setzen wollten.

Ein weiteres 2019 lanciertes Referendum richtete sich gegen das E-ID-Gesetz, das im
September von den eidgenössischen Räten verabschiedet worden war.
Hauptkritikpunkt am neuen Gesetz war, dass die E-ID von privaten Anbietern und nicht
vom Staat herausgegeben werden soll. Das Referendumskomitee um die «Digitale

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
KARIN FRICK
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Gesellschaft» und die Kampagnenplattformen «Wecollect» und «Campax», unterstützt
von der SP und den Grünen, begann im Oktober mit der Unterschriftensammlung.
Weitere grosse Gesetzgebungsprojekte, die 2019 vorangetrieben wurden, sind die
Totalrevision des Datenschutzgesetzes, die Revision des Erbrechts und die Anpassung
der Strafprozessordnung.

Im Bereich Strafrecht erlangte überdies der Fall «Carlos», sechs Jahre nach seinem
Bekanntwerden, wieder die volle Aufmerksamkeit der Medien. Im Herbst musste sich
«der wohl bekannteste junge Straftäter der Schweiz», wie ihn die NZZ betitelte, vor
dem Bezirksgericht Dielsdorf (ZH) für 29 im Justizvollzug begangene Straftaten
verantworten. Damit wurde, so der Tenor in der Presse, der Öffentlichkeit einmal mehr
vor Augen geführt, dass «Carlos» die Strafvollzugsbehörden überfordere. Das Urteil sah
für «Carlos» eine mehrjährige Freiheitsstrafe vor, die jedoch zugunsten einer
stationären therapeutischen Massnahme aufgeschoben werden sollte (sog. «kleine
Verwahrung»); alle fünf Jahre wird überprüft werden, ob die Therapie angeschlagen hat
oder ob eine Verlängerung der Massnahme nötig ist. Im Vorfeld sowie im Nachgang des
Verfahrens wurde der Skandal, den das Bekanntwerden von «Carlos» im Zürcher
Justizvollzugswesen ausgelöst hatte, noch einmal aufgerollt und die Mitschuld der
Medien an der nicht enden wollenden Misere diskutiert.

Das zentrale Thema im Bereich der Grundrechte war auch 2019 das Verhüllungsverbot.
Mit der Botschaft zum Bundesgesetz über das Gesichtsverhüllungsverbot unterbreitete
der Bundesrat dem Parlament im März seinen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja
zum Verhüllungsverbot». Die eidgenössischen Räte schlossen sich für die im
kommenden Jahr anstehende Abstimmung den Empfehlungen des Bundesrates an und
plädierten für die Ablehnung der Initiative und die Annahme des Gegenvorschlags. 1

Jahresrückblick 2020: Rechtsordnung

Die innere und äussere Sicherheit der Schweiz waren im Kapitel Rechtsordnung
aufgrund der fortwährenden internationalen Terrorismusgefahr auch 2020 dominante
Themen. So verabschiedeten die eidgenössischen Räte gleich drei Gesetzesvorlagen zur
Umsetzung der Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekämpfung. Erstens wurden mit
der Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalität das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des
Terrorismus und das dazugehörige Zusatzprotokoll umgesetzt. Damit sind neu bereits
bestimmte Handlungen im Vorfeld eines geplanten terroristischen Aktes strafbar,
insbesondere das Anwerben und Ausbilden von Terroristinnen und Terroristen, das
Reisen für terroristische Zwecke (sog. Dschihadreisen) und die entsprechende
Finanzierung. Das Vorläuferstoffgesetz reguliert zweitens den Zugang von
Privatpersonen zu bestimmten Chemikalien, die zur Herstellung von Sprengstoff
missbraucht werden können. Das dritte und umstrittenste der drei neuen
Antiterrorgesetze war das Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung
von Terrorismus (PMT), auf dessen Grundlage die Polizei präventiv gegen terroristische
Gefährderinnen und Gefährder vorgehen kann. Die PMT umfassen unterschiedlich
starke Freiheitseinschränkungen von einer Meldepflicht bis zum Hausarrest und können
gegen potenziell gefährliche Personen verhängt werden. Die Gegnerschaft sah damit
den Rechtsstaat in Gefahr, weil die betroffenen Personen keine Straftat begangen
hätten und die Massnahmen aufgrund blosser Indizien angeordnet würden. Die Jungen
Grünen, die Juso und die Junge GLP ergriffen zusammen mit der Piratenpartei und dem
Chaos Computer Club das Referendum gegen das Gesetz und begannen im Oktober mit
der Unterschriftensammlung. Neben dem Parlament beschäftigte sich auch das
Bundesstrafgericht mit der terroristischen Bedrohung, indem es mehrere Prozesse
wegen der Unterstützung terroristischer Aktivitäten führte.

Unabhängig von der spezifisch terroristischen Bedrohung trieb das Parlament die
Informationssicherheit des Bundes weiter voran, indem es die bereits 2017
begonnenen Beratungen zum Informationssicherheitsgesetz fortführte und in der
Wintersession 2020 zum Abschluss brachte. Im Februar erschütterte überdies die
sogenannte Crypto-Affäre die Schweizer Politlandschaft, als bekannt wurde, dass die
Zuger Firma Crypto AG über Jahrzehnte von der CIA und dem BND manipulierte
Chiffriergeräte in alle Welt verkauft hatte. Über Wochen wurde in den Medien
gemutmasst, wer wie viel darüber wusste, welche Rolle der NDB, die Armee, die
Bundesanwaltschaft, das Fedpol und der Bundesrat gespielt hatten und inwiefern sich
die Schweizer Behörden und einzelne Führungsfiguren damit zu Komplizen
ausländischer Nachrichtendienste gemacht hatten. Die ausgiebige Berichterstattung

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
KARIN FRICK
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liess die Anzahl Zeitungsartikel im Themenbereich innere und äussere Sicherheit im
Februar denn auch markant nach oben schnellen, während er über das ganze Jahr 2020
im Vergleich mit den Vorjahren medial eher schwach abgedeckt war (vgl. Abb. 1: Anteil
Zeitungsberichte pro Monat und Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). Das
Ansinnen der Grünen und der sozialdemokratischen Fraktion, zur Aufarbeitung der
Ereignisse rund um die Crypto AG eine PUK einzusetzen, scheiterte vorerst am
Widerstand des Büros-NR, das den beiden entsprechenden parlamentarischen
Initiativen im November keine Folge gab. Es erachtete die Untersuchung der GPDel, die
kurz zuvor ihren Bericht veröffentlicht hatte, als ausreichend.

Im Bereich Strafrecht schlossen die eidgenössischen Räte den ersten Teil der Revision
der Strafprozessordnung ab. Die Bestimmungen zur Sicherheitshaft wurden infolge
einer Verurteilung der Schweiz durch den EGMR als dringend revidierungsbedürftig
eingestuft und der Revision der gesamten Strafprozessordnung deshalb zeitlich
vorgezogen. Auch zum zweiten laufenden, umfassenden Revisionsprojekt im Strafrecht,
der Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs (BT), nahm das Parlament die
Beratungen in Angriff. Hauptbestandteil der BT-Revision bildet die Harmonisierung der
Strafrahmen, mit der die im Strafgesetzbuch aus den 1940er-Jahren angedrohten
Strafen mit den heutigen Werthaltungen in Einklang gebracht und deren Verhältnis
zueinander neu ausgelotet werden sollen. Die von der Öffentlichkeit mit Spannung
erwartete Anpassung der sexualstrafrechtlichen Normen wurde vorerst jedoch weiter
aufgeschoben, da der Ständerat diese Bestimmungen im Einvernehmen mit dem
Bundesrat in einen separaten Entwurf auslagerte, der zuerst noch in die
Vernehmlassung gegeben werden soll.

Im Bereich Zivilrecht verabschiedete das Parlament sowohl die erste Etappe der
Erbrechts-Revision, mit der durch die Verkleinerung der Pflichtteile die
Verfügungsfreiheit von Erblasserinnen und Erblassern erhöht wird, als auch die
Änderung des Zivilgesetzbuches zur einfacheren Änderung des Geschlechts im
Personenstandsregister für Menschen mit Transidentität oder einer Variante der
Geschlechtsentwicklung. Betreffend das internationale Privatrecht wurden die Normen
über die internationale Schiedsgerichtsbarkeit modernisiert, um die Schweiz als
internationalen Schiedsplatz attraktiv zu halten.

Mit dem Datenschutzgesetz fand ein weiteres, grosses Gesetzgebungsprojekt 2020
seinen Abschluss. Knapp vier Jahre nach dem Beginn der Vernehmlassung und drei
Jahre nach Beginn der parlamentarischen Beratung stimmten die eidgenössischen Räte
dem Antrag der Einigungskonferenz zu und brachten damit das hart umkämpfte
Geschäft in trockene Tücher. Umstritten waren vor allem die Voraussetzungen, unter
denen das sogenannte Profiling, d.h. die Verknüpfung von Daten zur Erstellung von
Persönlichkeitsprofilen, zulässig ist. Im Sinne eines Kompromisses setzte sich ein
risikobasierter Ansatz durch, der strengere Voraussetzungen, wie beispielsweise die
ausdrückliche Einwilligung der betroffenen Person, stellt, wenn die Datenverknüpfung
die Beurteilung wesentlicher Aspekte der Persönlichkeit der betroffenen Person
ermöglicht. Damit hat die Schweiz nun ein modernes Datenschutzrecht, das nach
Einschätzung des Bundesrates und des Parlaments dem Datenschutzniveau der EU
gleichwertig sein sollte. Der diesbezügliche Äquivalenzbeschluss, der wie ein
Damoklesschwert über den Verhandlungen hing und der eigentlich für 2020
angekündigt war, ist indes noch ausstehend.

Die Corona-Krise wurde im Kapitel Rechtsordnung vor allem in zwei Dimensionen
sichtbar. Einerseits wurde die Einführung der Corona-Warn-App «SwissCovid» von
einer ausführlichen Datenschutz-Diskussion begleitet. Andererseits gab es im ganzen
Land zahlreiche Demonstrationen gegen die und trotz der Massnahmen zur
Eindämmung der Pandemie. Gegen die Corona-Massnahmen wurde ab Anfang Mai
demonstriert, weil sich die Bürgerinnen und Bürger in ihren Grundrechten
eingeschränkt sahen, nicht zuletzt gerade durch das Versammlungsverbot. Menschen,
die nicht an die Gefährlichkeit des Virus glaubten, wehrten sich so gegen die aus ihrer
Sicht ungerechtfertigten Freiheitsbeschränkungen. Der Pandemie zum Trotz
demonstrierten im Juni – in Folge der antirassistischen Proteste in den USA als
Reaktion auf den durch Polizeigewalt verursachten Tod des Afroamerikaners George
Floyd – auch in den Schweizer Städten Tausende unter dem Motto «Black Lives Matter».
Die Ereignisse lösten eine grosse gesellschaftliche Debatte über strukturellen
Rassismus in der Schweizer Gesellschaft aus, die sich um systematische
Benachteiligung nichtweisser Menschen, Polizeigewalt und Racial Profiling, und nicht
zuletzt auch um die umstrittene Bezeichnung einer Süssigkeit drehte. Diese Debatte
machte zusammen mit der Grundrechtsdiskussion um die Corona-Massnahmen die
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Bürgerrechte über den Sommer zum in der Presse meistdiskutierten Themenfeld des
Kapitels Rechtsordnung (vgl. Abb. 1: Anteil Zeitungsberichte pro Monat). Über das ganze
Jahr zeichnete zudem der Themenbereich innere Konflikte und Krisen für einen
deutlich höheren Anteil an der Zeitungsberichterstattung verantwortlich als in den
Vorjahren (vgl. Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). 2

Äussere Sicherheit

Sur le point de demander une troisième révision de son procès, le brigadier Jeanmaire,
condamné pour espionnage en 1977, est décédé en début d'année. L'affaire n'est
néanmoins pas close, son fils ayant décidé de poursuivre cette procédure. 3

ANDERES
DATUM: 31.01.1992
SERGE TERRIBILINI

Die Grüne Fraktion forderte mit einer im Juni 2017 eingereichten parlamentarischen
Initiative die Einsetzung einer PUK für die Aufklärung der Spionageaffäre um Daniel M.
Die PUK sollte die Rollen von mutmasslich in den Fall involvierten Akteuren und
Institutionen (Nachrichtendienst, Bundesrat, Bundeskriminalpolizei/Fedpol,
Bundesanwaltschaft, GPDel) gründlich durchleuchten. Im Mai 2017 hatte die GPDel
angekündigt, den Fall «Daniel M.» im Rahmen einer Inspektion vertiefter zu
untersuchen. Die Grüne Fraktion war jedoch der Meinung, die GPDel könne eine
Aufklärung der Affäre nicht mehr glaubwürdig vornehmen, nachdem einzelne Mitglieder
der GPDel sich öffentlich mit widersprüchlichen Angaben zur Affäre positioniert hätten
und nachdem gemäss verschiedenen Medienquellen die GPDel den Einsatz von Daniel
M. selber gutgeheissen habe. Stattdessen müsse die GPDel selbst kritisch untersucht
werden, forderten die Initianten. 
Das Büro des Nationalrates sprach im Rahmen der Prüfung der Initiative mit dem
Präsidenten der GPDel, Ständerat Alex Kuprecht (svp, SZ). Dieser habe laut dem Büro
glaubhaft aufzeigen können, dass die GPDel sowohl über den notwendigen
Sachverstand als auch die Kompetenzen verfüge, um die Untersuchung zügig und seriös
zu führen. Der im März 2018 veröffentlichte Bericht der GPDel bestätigte diesen
Eindruck in den Augen des Büros und es empfahl deshalb die Ablehnung der
parlamentarischen Initiative. Auch der Fraktionspräsident der Grünen, Balthasar Glättli
(ZH), zeigte sich zufrieden ob der Arbeit der GPDel, die entgegen der Befürchtungen
der Grünen sehr gute Arbeit geleistet habe. Die Grünen zogen ihre Initiative daraufhin
im Sommer 2018 zurück. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2018
ELIA HEER

Anfang November 2020 verabschiedete die GPDel ihren Inspektionsbericht zum Fall
Crypto AG und bat den Bundesrat um Stellungnahme zu den darin formulierten
Ausführungen und Empfehlungen innert sechs Monaten. Der Bericht zeigte auf, dass
der Strategische Nachrichtendienst, eine Vorgängerorganisation des NDB, ab 1993
gewusst hatte, dass ausländische Nachrichtendienste hinter der Crypto AG standen und
dass die Firma sogenannte «schwache» Chiffriergeräte, deren Verschlüsselung mit
realistischem Aufwand zu brechen war, exportierte. Im darauffolgenden Zeitraum sei
von nachrichtendienstlicher Zusammenarbeit auszugehen, sodass der NDB als
Nutzniesser der CIA-Operation «Rubikon» durch die Crypto AG anzusehen sei. Damit
liege aber kein verbotener Nachrichtendienst vor, denn es sei grundsätzlich zulässig,
dass der NDB und ausländische Dienste gemeinsam ein Unternehmen in der Schweiz
nutzten, um Informationen über das Ausland zu beschaffen. Es sei auch nicht davon
auszugehen, dass die Crypto AG den Schweizer Behörden jemals «schwache»
Verschlüsselungsgeräte geliefert habe. Dies zeige aber, wie wichtig es sei, dass die
Schweizer Behörden die Sicherheit dieser Geräte überprüfen oder gar deren
Konzeption mitbestimmen könnten, betonte die GPDel. So gesehen sei es nicht
verantwortbar, dass der Bund Verschlüsselungslösungen von ausländischen Lieferanten
beziehe; der Bundesrat habe der Wichtigkeit einheimischer Lieferanten für die
Verschlüsselungstechnik nicht die nötige Beachtung geschenkt.
Insbesondere erachtete es die GPDel angesichts der politischen Tragweite als falsch,
dass die VBS-Führung erst Ende 2019 über die Rolle der Crypto AG in Kenntnis gesetzt
worden war. Sie sah darin nicht zuletzt einen Mangel an Führung und Aufsicht durch
den Bundesrat, womit dieser eine Mitverantwortung für den jahrelangen Export von
manipulierten Chiffriergeräten durch die Crypto AG trage. Weil keiner der Vorgänger
Viola Amherds durch die NDB-Führungsriege, die offenbar selbst entschied, wer was zu
wissen brauchte, über die Vorgänge informiert worden war, war von einem «Staat im
Staat» und einem «Eigenleben» des NDB in der Presse zu lesen. Ebenso thematisiert
wurde der problematische Umgang des NDB mit historischen Dokumenten: Wie die

BERICHT
DATUM: 02.11.2020
KARIN FRICK
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GPDel berichtete, wurden nur durch einen «Glücksfall» die entscheidenden Akten zur
Aufklärung der Crypto-Affäre in einem alten Kommandobunker aufbewahrt – und dort
auch gefunden.
Mit der Sistierung der Generalausfuhrbewilligungen für Chiffriergeräte der Crypto
International AG, einer Nachfolgefirma der Crypto AG, im Dezember 2019, habe das
WBF schliesslich widerrechtlich gehandelt, da die gesetzlichen Voraussetzungen für
einen Widerruf nicht erfüllt gewesen seien; es habe damit lediglich versucht,
ungünstige Medienberichterstattung zu vermeiden. Diese Rüge der GPDel ging in erster
Linie an den amtierenden WBF-Vorsteher Guy Parmelin, der sich damit «prophylaktisch
dem medialen Druck gebeugt» (NZZ) und dadurch im Bestreben, den Ruf der Schweiz
als Technologiestandort und neutraler Staat zu wahren, falsche Entscheidungen
getroffen habe, so das Urteil der Medien. Die darauffolgende Blockade der
Einzelausfuhrgesuche durch den Bundesrat verstiess nach Einschätzung der GPDel
gegen Treu und Glauben, da keine rechtlichen Gründe gegen deren Bewilligung
gesprochen hätten. Dazu veranlasst hatte den Bundesrat eine Strafanzeige gegen die
Crypto International AG, die das Seco eingereicht hatte, weil es einen Verstoss gegen
Deklarationspflichten des Güterkontrollrechts vermutete. Aus Sicht der GPDel
entbehrte diese jedoch einer sorgfältig erstellten Faktenlage und Argumentation und
war «kein geeignetes Mittel, um auf den Fall Crypto AG zu reagieren». Damit sei die
Strafanzeige lediglich ein Versuch gewesen, «sich der politischen Verantwortung zu
entledigen» und die Bewältigung des Falles der Justiz zu überlassen.
Am Ende des Berichts formulierte die GPDel zwölf konkrete Empfehlungen an die
Bundesbehörden, was zur Bewältigung der Crypto-Affäre und zur Vermeidung ähnlicher
Fehler in Zukunft getan werden soll. Diese enthielten sowohl konkrete Schritte wie die
Bewilligung aller Ausfuhrgesuche der Crypto International AG und der Einstellung des
Strafverfahrens gegen dieselbe als auch Massnahmen zur Verbesserung der
Kommunikation innerhalb und zwischen den involvierten Bundesbehörden. 5

Im März 2020 reichten die Grüne (Pa.Iv. 20.403) und die sozialdemokratische Fraktion
(Pa.Iv. 20.404) je eine parlamentarische Initiative ein, mit der sie die Einsetzung einer
PUK zur Aufarbeitung der Crypto-Affäre forderten. Während die Grüne Fraktion als
Begründung anführte, die umfassende Aufklärung der Crypto-Affäre liege im Interesse
der Rechtsstaatlichkeit, der Souveränität und der Neutralität der Schweiz, führte die
SP-Fraktion in ihrer Begründung eine Vielzahl an Fragen auf, die es zu klären gelte.
Konkret verlangte sie die Beleuchtung von sechs Themenkomplexen: Komplizenschaft
des NDB, Rolle der Armee, Rolle der Bundesanwaltschaft, Rolle des Fedpol und dessen
Zusammenarbeit mit dem NDB, Rolle weiterer Bundesbehörden sowie Verantwortung
des Bundesrates.
Das Büro des Nationalrates lehnte das Begehren der beiden Fraktionen im November
mit 8 zu 5 Stimmen ab. Nach Anhörung der beiden initiierenden Fraktionen, des GPDel-
Präsidenten und einer Vertretung des Bundesrates sei es zur Ansicht gelangt, dass der
kurz zuvor veröffentlichte Untersuchungsbericht der GPDel die aufgeworfenen Fragen
beantwortet habe, gab es per Medienmitteilung bekannt. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.11.2020
KARIN FRICK

Nachdem das Büro-NR die beiden parlamentarischen Initiativen der Grünen (20.403)
und der SP-Fraktion (20.404) für die Einsetzung einer PUK zur Aufarbeitung der
Crypto-Affäre im November 2020 mit 8 zu 5 Stimmen abgelehnt hatte, befasste sich in
der Frühjahrssession 2021 der Nationalrat damit. Neben dem ablehnenden Antrag der
Mehrheit lagen ihm auch zwei Minderheitsanträge für die Annahme der beiden
Initiativen vor. Die Vertreterinnen und Vertreter der SP und der Grünen, die im
Ratsplenum für Folgegeben plädierten, attestierten der GPDel zwar gute Arbeit, sahen
in deren Bericht aber einige Fragen unbeantwortet, insbesondere jene, ob die Schweiz
mit dem Vorgehen im Fall Crypto AG die Neutralität verletzt habe. Im «vielleicht
grössten aussenpolitischen Skandal der jüngeren Schweizer Geschichte», wie Roger
Nordmann (sp, VD) die Crypto-Affäre bezeichnete, habe die Öffentlichkeit Transparenz
verdient, so Aline Trede (gp, BE). Es sei wichtig für die Glaubwürdigkeit der Schweiz,
«dass das Parlament alles getan hat, um den Sachverhalt aufzuklären», ergänzte Edith
Graf-Litscher (sp, TG). Demgegenüber argumentierte die Mehrheit des Büros, eine PUK
würde keine neuen Erkenntnisse bringen, weil alle Dokumente und Akten bereits von
der GPDel aufgearbeitet worden seien. Der Nationalrat folgte mit 123 zu 66 bzw. 122 zu
67 Stimmen dem Mehrheitsantrag und gab den beiden Initiativen keine Folge. Die
Minderheiten hatten – mit Ausnahme von Pirmin Schwander (svp, SZ), der der SP-
Initiative zustimmte – ausserhalb der initiierenden Fraktionen kein Gehör gefunden.
Damit ist die Forderung nach einer PUK zur Crypto-Affäre vom Tisch. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2021
KARIN FRICK
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Privatrecht

Eine Kommission des Nationalrats befasste sich mit einer parlamentarischen Initiative
Guinand (lp, NE) über die Vorschriften für eigenhändige Testamente. Sie übernahm
daraus den Vorschlag, auf das Erfordernis der Nennung des Ortes zu verzichten. Eine
fehlende oder unkorrekte Datumsangabe soll eine letztwillige Verfügung nur dann
ungültig machen, wenn im Fall von mehreren Verfügungen die zeitliche Reihenfolge
nicht anderweitig festgestellt werden kann. Der Bundesrat unterstützte den
Kommissionsvorschlag. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.1994
HANS HIRTER

In Ausführung einer parlamentarischen Initiative Guinand (lp, NE) aus dem Jahre 1992
stimmten beide Räte einer Teilrevision der Bestimmungen des ZGB über die
eigenhändig verfassten Testamente zu. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.1995
HANS HIRTER

Die Motion Gutzwiller (fdp, ZH) beauftragte den Bundesrat, das Erb-/Pflichtteilsrecht
flexibler auszugestalten und es den stark geänderten demografischen, familiären und
gesellschaftlichen Lebensrealitäten anzupassen. Nachdem die Motion bereits 2010 vom
Ständerat angenommen worden war, modifizierte der Nationalrat nach Vorschlag seiner
Kommission für Rechtsfragen den Motionstext, indem er eine Klammer einfügte mit
dem Wortlaut: "keine erbrechtliche Gleichstellung der Konkubinatspaare mit den
Ehepaaren". Damit soll sichergestellt werden, dass die Institution der Ehe und die Rolle
der Familie nicht grundlegend in Frage gestellt werden. Die kleine Kammer nahm auch
die veränderte Motion an. 10

MOTION
DATUM: 07.06.2011
NADJA ACKERMANN

Erbberechtigte sollen nur noch sechs statt zwölf Monate Zeit haben, um sich nach der
Veröffentlichung des Erbenaufrufs zu melden. Aufgrund moderner
Kommunikationsmittel können mögliche Erben heute rascher gefunden werden. Die
Rechtskommissionen beider Räte (RK-NR und RK-SR) gaben einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI) Folge. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.11.2013
NADJA ACKERMANN

Gemäss Nationalrat Jean Christophe Schwaab (sp, VD) fehlen im Schweizer Erbrecht
Richtlinien für den „digitalen Tod“. Mittels Postulat wollte er deshalb den Bundesrat
prüfen lassen, ob die Personendaten und digitalen Zugangsrechte der verstorbenen
Person im Erbrecht als zum Erbe zugehörig betrachtet werden sollen. Die Erbinnen und
Erben sollen so über die virtuelle Präsenz der verstorbenen Person entscheiden können
und deren Persönlichkeitsschutz im Internet nach dem Tod bewahren. In der
Wintersession 2014 überwies der Nationalrat das Postulat diskussionslos. 12

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
KARIN FRICK

In einer 2011 überwiesenen Motion Gutzwiller (fdp, ZH) nahm der Bundesrat den Auftrag
entgegen, das Erbrecht zeitgemässer auszugestalten. Bei gleicher Gelegenheit soll er
nun auch prüfen, ob die Aufsicht über testamentarische Willensvollstrecker noch
zeitgemäss sei. Der Ständerat nahm ein entsprechendes Postulat Fetz (sp, BS) in der
Sommersession 2015 an. 13

POSTULAT
DATUM: 10.06.2015
KARIN FRICK

Der Bundesrat solle die Möglichkeiten zum Abschluss eines internationalen
Übereinkommens über Erbsachen untersuchen. Dies verlangte eine Motion Recordon
(gp, VD), welche vom Ständerat in der Frühjahrssession 2015 angenommen wurde. Der
Nationalrat folgte in der Herbstsession jedoch dem Antrag des Bundesrates und lehnte
das Anliegen mit der Begründung, dem Bundesrat solle nicht noch eine zusätzliche
Frage für die Verhandlungen mit der EU aufgebürdet werden, ab. Zudem plane der
Bundesrat in naher Zukunft ohnehin eine Revision des internationalen Erbrechts im
Bundesgesetz über das internationale Privatrecht. 14

MOTION
DATUM: 21.09.2015
KARIN FRICK
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In der Wintersession 2015 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist der
parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI) zum Erbenaufruf um zwei Jahre bis zur
Wintersession 2017. Er folgte damit dem einstimmigen Antrag seiner
Rechtskommission, die zuerst die vom Bundesrat bereits angestossene
Erbrechtsrevision abwarten wollte, bevor über Abschreibung oder Weiterverfolgung der
parlamentarischen Initiative entschieden werden sollte. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2015
KARIN FRICK

In seinem Bericht zur Modernisierung des Familienrechts (in Erfüllung des Postulats
12.3607) war der Bundesrat zum Schluss gekommen, das geltende Familienrecht
widerspiegle die gesellschaftlichen Realitäten nicht mehr ausreichend. Teil davon sei
auch das 1912 in Kraft getretene Erbrecht, das seither nur punktuelle Anpassungen
erfahren hat und dessen starre Vorschriften den vielfältigen Lebensformen heutzutage
nicht mehr gerecht würden. Aus diesem Grund schickte der Bundesrat Anfang März
2016 eine Revision des Erbrechts in die Vernehmlassung. Ein zentraler Punkt der
Revision ist die Senkung der Pflichtteilsquote. Der gesetzliche Erbteil für Kinder und
Ehepartner – der Anteil am Nachlass, der ihnen ohne Testament zukommen würde –
bleibt bei jeweils der Hälfte des Erbes; Kindern soll neu aber nur noch die Hälfte anstatt
bisher drei Viertel dieses gesetzlichen Erbteils pflichtmässig zukommen, Ehepartnern
nur noch ein Viertel anstatt die Hälfte. Für Eltern entfällt der Pflichtteil vollständig.
Durch die Verkleinerung der gesetzlichen Pflichtteile kann die Erblasserin oder der
Erblasser über einen grösseren Teil des Vermögens frei verfügen. Einerseits kann
dadurch ein einziger Nachkomme einen grösseren Teil des Nachlasses erhalten, was
insbesondere die Unternehmensnachfolge erleichtern und eine Zersplitterung der
Unternehmen verhindern soll. Andererseits können auch Personen, denen kein
gesetzlicher Erbanspruch zukommt, beispielsweise faktische Lebenspartner oder
Stiefkinder, in grösserem Umfang begünstigt werden. Eine weitere Verbesserung der
Situation für unverheiratete Partnerinnen und Partner soll die Einführung des
sogenannten Unterhaltsvermächtnisses bringen. Ein überlebender faktischer
Lebenspartner, der erhebliche Leistungen im Interesse der verstorbenen Person – zum
Beispiel Pflege oder auch finanzielle Hilfe – erbracht hat, soll für diesen Unterhalt einen
Teil der Erbschaft verlangen können. Sofern sie auf finanzielle Unterstützung der
verstorbenen Person angewiesen waren, soll dieselbe Regelung auch für Stiefkinder und
Kinder im Haushalt der verstorbenen Person gelten. Weitere Ziele der Vorlage sind die
Eindämmung der Erbschleicherei und die Stärkung der Informationsrechte der Erben.
Ausserdem soll gesetzlich festgeschrieben werden, dass Ersparnisse der beruflichen
und privaten Vorsorge nicht zur Erbmasse gehören, ausbezahlte Beträge einer
Lebensversicherung hingegen schon. Zu guter Letzt soll bei unmittelbarer Todesgefahr
neu ein Nottestament per Video festgehalten werden können, wofür auch keine Zeugen
notwendig sind. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2016
KARIN FRICK

Mit der Überweisung eines Postulats Nantermod (fdp, VS) beauftragte der Nationalrat
den Bundesrat im Frühling 2017, Möglichkeiten für Anpassungen des Zivilgesetzbuches
aufzuzeigen, damit Kinder aus Patchworkfamilien bei der gesetzlichen Erbfolge nicht
mehr benachteiligt werden. Der Bundesrat stimmte dem Postulanten in seiner
Stellungnahme zu, dass die Auswirkungen der gesetzlichen Erbfolge für Kinder aus
Patchworkfamilien «bisweilen als ungerecht empfunden» würden. Er erklärte sich
bereit, die Ergebnisse der durch das Postulat angestossenen Untersuchung in die
laufende Revision des Erbrechts zu integrieren. Bekämpft von Advokat und Notar Franz
Ruppen (svp, VS), der das Postulat unklar und unnötig fand, war der Ausgang der
Abstimmung – trotz des bundesrätlichen Antrags auf Annahme – eine knappe
Angelegenheit: 89 Nationalrätinnen und Nationalräte befürworteten den Vorstoss und
83 – vorwiegend aus den konservativ-bürgerlichen Fraktionen der CVP und SVP –
lehnten ihn ab, während sich 8 Abgeordnete der Stimme enthielten. 17

POSTULAT
DATUM: 15.03.2017
KARIN FRICK

Die Revision des Erbrechts, in deren Zentrum die Verkleinerung der Pflichtteile sowie
die Einführung des Unterhaltsvermächtnisses steht, wurde in der Vernehmlassung
grossmehrheitlich positiv aufgenommen. Von den 99 eingegangenen Stellungnahmen
sprachen sich nur vier grundsätzlich gegen die Revision aus; es sind dies der Kanton
Graubünden, die SVP, die Universität Bern sowie der SBV. Sie sahen darin einerseits
eine Abwertung der Familie und bestritten andererseits den Bedarf, das bewährte
Erbrecht zu ändern. 
Mit der Verkleinerung der Pflichtteile zeigten sich nur acht
Vernehmlassungsteilnehmende nicht einverstanden; von der grossen Mehrheit wurde

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.05.2017
KARIN FRICK
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die höhere Verfügungsfreiheit begrüsst. Die Einführung des Unterhaltsvermächtnisses
stiess dagegen bei rund einem Drittel der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser auf
Skepsis. Hier wurde vor allem kritisiert, dass das Institut des Unterhaltsvermächtnisses
dem Schweizer Recht fremd sei, die Freiheit der Privatpersonen (insbesondere die
Testierfreiheit) unnötig einschränke und schwer umsetzbar sein werde. Die Mehrheit
der Antworten anerkannte jedoch, dass der gesellschaftliche Wandel solche
Anpassungen zugunsten alternativer Familienmodelle erfordere.
Der Bundesrat kündigte als Reaktion auf die Vernehmlassungsergebnisse an, die
konkrete Ausgestaltung des Unterhaltsvermächtnisses noch einmal überprüfen zu
wollen. Ebenfalls einer weiteren Überprüfung unterziehen wollte er die Streichung des
Pflichtteils der Eltern sowie Möglichkeiten für die weitergehende Erleichterung der
Unternehmensnachfolge. Anschliessend solle das EJPD eine entsprechende Botschaft
verfassen. Die vielen technischen und in der Regel weniger politischen Anpassungen im
Erbrecht, die der Vorentwurf ebenfalls umfasst hatte und die in erster Linie
Unklarheiten beseitigen und die Rechtsanwendung erleichtern sollten, waren in der
Vernehmlassung von juristischer Lehre und Praxis detailliert kritisiert worden. Deshalb
entschied der Bundesrat, diese in eine eigene Vorlage auszulagern, um sich einerseits
intensiv mit den Vorschlägen auseinandersetzen und den Entwurf sorgfältig
überarbeiten zu können, andererseits jedoch die Arbeiten betreffend die Pflichtteile
und das Unterhaltsvermächtnis nicht zu verzögern. 18

Mit derselben Begründung wie zwei Jahre zuvor verlängerte der Ständerat in der
Wintersession 2017 die Frist für die parlamentarische Initiative Abate (fdp, TI) zum
Erbenaufruf erneut um zwei Jahre. Seine Rechtskommission hatte erwartet, dass der
Bundesrat den Entwurf zur Erbrechtsrevision in der zweiten Jahreshälfte 2018 vorlegen
werde. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2017
KARIN FRICK

Nachdem der Bundesrat dem Nationalrat eine Revisionsvorlage zum internationalen
Erbrecht in Aussicht gestellt hatte, verzichtete die Volkskammer im Herbst 2015 auf die
Überweisung einer Motion Recordon (gp, VD; Mo. 14.4285) für ein internationales
Abkommen über Erbsachen. Daraufhin erarbeitete der Bundesrat ein Arbeitspapier mit
verschiedenen Optionen für Änderungen im Erbrechtskapitel des IPRG und setzte eine
Expertengruppe ein, die verschiedene Arbeitsentwürfe diskutierte. Anfang 2018
eröffnete der Bundesrat sodann die Vernehmlassung über die versprochene Vorlage.
Deren Hauptziel ist es, das schweizerische internationale Erbrecht – d.h. die Regeln
über die Zuständigkeit der Schweizer Behörden, das anzuwendende Recht in
grenzüberschreitenden Erbfällen und die Anerkennung von entsprechenden
ausländischen Rechtsakten – besser auf die 2012 in Kraft getretene EU-
Erbrechtsverordnung abzustimmen. Dadurch sollen insbesondere Kompetenzkonflikte
mit den ausländischen Behörden minimiert und sich widersprechende Entscheidungen
in Erbfällen verhindert werden. Das IPRG sei der EU-Verordnung bereits ziemlich
ähnlich, in den Details bestünden aber noch etliche Unterschiede, erklärte der
Bundesrat per Medienmitteilung. Ausserdem wollte er die Gelegenheit wahrnehmen,
um Änderungen, Ergänzungen und Klarstellungen am sechsten Kapitel des IPRG
vorzunehmen, die aus Sicht der Praxis oder der Literatur angezeigt seien. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.02.2018
KARIN FRICK

Ende August 2018 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft zur ersten Etappe der
Erbrechts-Revision, mit der das im Wesentlichen von Anfang des 20. Jahrhunderts
datierende geltende Recht den veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
angepasst werden soll. Hauptneuerung der Revision ist die grössere Verfügungsfreiheit
der erblassenden Person durch die Verkleinerung der Pflichtteile. Insbesondere
entfiele damit neu der Pflichtteil für die Eltern und würde derjenige der Nachkommen
reduziert. Unverändert bliebe jedoch der Pflichtteil für Ehegattinnen und Ehegatten
bzw. eingetragene Partnerinnen und Partner, nachdem eine Reduktion hier in der
Vernehmlassung auf deutlich mehr Kritik gestossen war. Anstelle des im Vorentwurf
vorgesehenen und in der Vernehmlassung eher skeptisch aufgenommenen
Unterhaltsvermächtnisses umfasst der Entwurf zudem eine neue Härtefallregelung für
faktische Lebensgemeinschaften in Form eines Unterstützungsanspruchs: Um zu
vermeiden, dass die faktische Lebenspartnerin oder der faktische Lebenspartner der
verstorbenen Person auf Sozialhilfe angewiesen ist, obwohl der Nachlass genügend
Vermögen umfassen würde, soll ihr bzw. ihm ein beschränkter Betrag zulasten der
Erbschaft zukommen, mit dem das Existenzminimum gedeckt werden kann. Des
Weiteren soll durch die Klärung verschiedener umstrittener Punkte, wie der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.08.2018
KARIN FRICK
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Behandlung von Säule-3a-Guthaben und von ehe- oder vermögensvertraglichen
Vorschlagszuweisungen sowie der Reihenfolge der Herabsetzungen, die
Rechtssicherheit verbessert werden.
Anders als im Nachgang zur Vernehmlassung angekündigt, ist die Erleichterung der
erbrechtlichen Unternehmensnachfolge nicht Teil des Entwurfs, da sie zahlreiche
Gesetzesbestimmungen tangiert, die nicht Gegenstand des Vorentwurfs waren. In der
Botschaft kündigte der Bundesrat deshalb an, im Anschluss an die vorliegende Revision
eine separate Vernehmlassung zur erbrechtlichen Unternehmensnachfolge
durchführen zu wollen. Keine Änderungen vorgesehen sind bezüglich der Erbfolge bei
Patchworkfamilien – eine Prüfung ebendieser war vom Parlament per Postulat verlangt
worden; der Bundesrat habe verschiedene Lösungsansätze geprüft, sei aber zum
Schluss gekommen, dass das Anliegen des Postulats nicht durch eine Änderung des
Erbrechts der Eheleute und eingetragenen Partnerinnen und Partner erfüllt werden
könne. Vielmehr biete das geltende Recht bereits Möglichkeiten, um zu verhindern,
dass Kinder aus einer früheren Beziehung durch die neue Ehe oder eingetragene
Partnerschaft in der Erbfolge benachteiligt würden, so die Begründung in der
Botschaft. 21

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Nationalrat Jean-Luc Addor (svp, VS),
dass Beistandspersonen nach dem Tod der verbeiständeten Person mit einer
Vertretungsbefugnis ausgestattet werden. Die RK-NR beantragte ihrem Rat, der
Initiative keine Folge zu geben, da sie dem Sinn und Zweck des
Erwachsenenschutzrechtes widerspreche. Die grosse Kammer folgte in der
Herbstsession 2018 dem Antrag ihrer Kommission und gab der Initiative nach kurzer
Debatte mit 123 zu 67 Stimmen bei 4 Enthaltungen keine Folge. Als einzige Fraktion
sprach sich jene der SVP mehrheitlich für die Vorlage aus. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2018
ELIA HEER

Der Bericht «Modernisierung des Familienrechts» in Erfüllung eines Postulats Fehr (sp,
ZH; Po. 12.3607) sowie mehrere Bundesgerichtsentscheide aus jüngerer Vergangenheit
wiesen darauf hin, dass das schweizerische Abstammungsrecht nicht mehr zeitgemäss
sei. Zu diesem Schluss kam die RK-SR und reichte im August 2018 ein Postulat ein, das
den Bundesrat auffordert, einen Bericht über den Reformbedarf im
Abstammungsrecht zu erstellen und allenfalls Empfehlungen für eine kohärente
Gesetzesrevision darzulegen. Das geltende fortpflanzungsmedizinische Verbot der Ei-
und Embryonenspende sowie der Leihmutterschaft soll dabei nicht infrage gestellt, die
Tatsache, dass in der Schweiz verbotene Reproduktionsmethoden zunehmend im
Ausland in Anspruch genommen werden, aber auch nicht ausser Acht gelassen werden.
Der Bundesrat unterstützte das Anliegen. Bundesrätin Simonetta Sommaruga sagte vor
dem Ständeratsplenum im Dezember 2018, die Schweiz täte gut daran, sich dieser
Fragen anzunehmen, wie es Frankreich und Deutschland bereits getan hätten. Der
Ständerat überwies das Postulat stillschweigend an den Bundesrat. 23

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
KARIN FRICK

Mitte April 2019 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung über die zweite Etappe
der Erbrechts-Revision, die die Unternehmensnachfolge betrifft. Die vorgeschlagenen
Massnahmen sollen Stolpersteine bei familieninternen Nachfolgeprozessen für
Unternehmerinnen und Unternehmer beseitigen und so zu einer höheren Stabilität von
Unternehmen sowie zur Sicherung von Arbeitsplätzen beitragen. Zugleich zur
erleichterten Unternehmensnachfolge soll aber die Gleichstellung der Erbinnen und
Erben so weit wie möglich gewahrt werden. 
Erstens soll für Erbinnen und Erben ein Recht auf Integralzuweisung eines
Unternehmens bei der Erbteilung geschaffen werden. So soll verhindert werden, dass
das betreffende Unternehmen zerstückelt wird oder geschlossen werden muss.
Zweitens ist für die Unternehmensnachfolgerin oder den Unternehmensnachfolger die
Möglichkeit vorgesehen, von den anderen Erbinnen und Erben einen Zahlungsaufschub
zu erhalten, um schwerwiegende Liquiditätsprobleme zu vermeiden. Drittens sollen
spezifische Regeln für den Anrechnungswert des Unternehmens definiert werden. Neu
soll der Wert des Unternehmens zum Zeitpunkt der Übertragung und nicht mehr
derjenige zum Zeitpunkt des Erbgangs massgeblich sein. Darüber hinaus will der
Bundesrat durch eine Unterscheidung zwischen betriebsnotwendigen und nicht
betriebsnotwendigen Vermögensteilen einerseits dem unternehmerischen Risiko
Rechnung tragen, das die Unternehmensnachfolgerin oder der
Unternehmensnachfolger auf sich nimmt, andererseits aber die anderen Erbinnen und
Erben nicht benachteiligen, was die Vermögenswerte betrifft, die ohne Weiteres aus
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dem Unternehmen herausgelöst werden können. Viertens sollen die
pflichtteilsberechtigten Erbinnen und Erben besser geschützt werden. Konkret soll
ihnen ihr Pflichtteil nicht gegen ihren Willen in Form eines Minderheitsanteils an einem
Unternehmen zugewiesen werden können, das von einer anderen Erbin oder einem
anderen Erben kontrolliert wird. 24

Im Anschluss an die Vernehmlassung hatte der Bundesrat entschieden, einerseits die
Fragen der Unternehmensnachfolge sowie andererseits die weniger politischen,
sondern in erster Linie technischen Anpassungen des Erbrechts in zwei eigenständige
Vorlagen auszulagern. Damit umfasste die erste von drei Etappen der Erbrechts-
Revision noch zwei Ziele: erstens die Verfügungsfreiheit der erblassenden Person zu
vergrössern und zweitens die faktische Lebenspartnerin oder den faktischen
Lebenspartner der verstorbenen Person vor Armut zu schützen. Als Erstrat befasste
sich in der Herbstsession 2019 der Ständerat mit dem entsprechenden Entwurf. Als
dessen Kernpunkte hob Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) die Aufhebung
des Pflichtteils der Eltern, die Verkleinerung desjenigen der Nachkommen und die
Begrenzung desjenigen der Ehegatten im Scheidungsverfahren, die Erhöhung der
verfügbaren Quote bei Nutzniessungen, Detailabklärungen zur dritten Säule und zur
Herabsetzung sowie die Einführung eines gesetzlichen Unterstützungsanspruchs für
überlebende Konkubinatspartner hervor. Dieser letzte war der einzige Punkt, in dem die
Mehrheit der RK-SR ihrem Rat eine Abweichung vom bundesrätlichen Entwurf
beantragte, indem sie auf einen solchen gesetzlichen Unterstützungsanspruch
verzichten wollte.
In der Ratsdebatte stellte sich denn auch die erbrechtliche Situation der
Konkubinatspartner als die Achillesferse der Vorlage heraus. Für einige Abgeordnete
ging der vom Bundesrat vorgesehene Unterstützungsanspruch zu wenig weit, um die
Lebenssituation von im Konkubinat lebenden Personen tatsächlich abzubilden; dazu
wäre laut Fabio Abate (fdp, TI) die Gleichbehandlung von Ehegatten und faktischen
Lebenspartnern nötig. Die vorliegende «Mini-Bonsai-Revision» vermöge es nicht, das
Erbrecht an die Entwicklung der Gesellschaft anzupassen, kritisierte er. Anderen ging
die Einführung eines solchen Unterstützungsanspruchs dagegen zu weit. Andrea Caroni
wandte etwa ein, man könne Konkubinatspaare nicht «ungefragt ins System der Ehe [...]
zwingen, sonst würden sie ja faktisch zwangsverheiratet». Wer sich im Konkubinat
erbrechtlich absichern wolle, habe die Möglichkeit dazu – entweder durch Heirat oder
mit einem Testament – und wenn jemand darauf verzichten wolle, müsse dies
respektiert werden, forderte er. Um einerseits Zuwendungen für den Lebenspartner
oder die Lebenspartnerin sowie andererseits die Übertragung eines Unternehmens
einfacher zu gestalten, wollte Raphaël Comte (fdp, NE) mit einem Minderheitsantrag die
Verfügungsfreiheit der erblassenden Person noch weiter erhöhen als der Bundesrat.
Für die zwei genannten Zwecke sollte der Pflichtteil der Ehepartner und der Kinder im
Vergleich zum bundesrätlichen Vorschlag noch einmal bis um die Hälfte verringert
werden können. Dies ging der Ratsmehrheit jedoch zu weit und sie lehnte den Antrag
Comte mit 29 zu 14 Stimmen ab. Mehrere Redner sprachen sich unterdessen nicht
grundsätzlich gegen die Idee einer gesetzlichen Absicherung für Konkubinatspartner
aus, lehnten jedoch den Unterstützungsanspruch in der vorgeschlagenen Konzeption
ab. Da die Unterstützung an die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner der
verstorbenen Person von den Erben in Form einer Rente geleistet werden müsste,
deren anfänglich vom Gericht festgelegte Höhe nur bei einer Änderung der
Lebensverhältnisse der berechtigten Person, nicht aber jener der Erben angepasst
werden könnte und diese Rente auch gegen den Willen der Erblasserin oder des
Erblassers eingefordert werden könnte, berge sie grosses Potenzial, familiären
Unfrieden zu stiften. Im vorgeschlagenen Unterstützungsanspruch sah Beat Rieder (cvp,
VS) daher «eine wahre Goldgrube für uns Anwälte». Mit 28 zu 12 Stimmen folgte die
Kantonskammer dem Antrag ihrer Kommissionsmehrheit und strich diesen Anspruch
aus dem Gesetz. Eine Minderheit Janiak (sp, BL) hatte am bundesrätlichen Vorschlag
festhalten wollen, um gewissermassen einen Notnagel für Härtefälle zu haben.
In der Gesamtabstimmung spiegelte sich denn auch keine grundsätzliche Ablehnung,
aber doch eine gewisse Unzufriedenheit mit der Vorlage wider: Einstimmig, aber mit
neun Enthaltungen überwies der Ständerat das Geschäft an den Nationalrat.
Stillschweigend genehmigte er zudem die Abschreibung der Motion Gutzwiller (fdp, ZH;
Mo. 10.3524), die die Revision des Erbrechts angestossen hatte, sowie des Postulats
Nantermod (fdp, VS; Po. 16.3416), das sich mit der Erbfolge in Patchworkfamilien befasst
hatte. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2019
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.22 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Der Vorentwurf zur Änderung des Zivilgesetzbuches betreffend die
Unternehmensnachfolge (zweite Etappe der Erbrechts-Revision) stiess in der
Vernehmlassung auf breite Zustimmung, wie aus dem im Januar 2020 veröffentlichten
Ergebnisbericht hervorging. Von den 55 eingegangenen Stellungnahmen fielen 45
positiv aus, 7 enthielten keinen expliziten Positionsbezug und 3 standen der Vorlage
ablehnend gegenüber. Der Kanton Basel-Landschaft, die SVP und die Vereinigung der
Privaten Aktiengesellschaften, die die Vorlage ablehnten, erachteten die bestehenden
zivilrechtlichen Möglichkeiten als ausreichend. Sie kritisierten, dass die
vorgeschlagenen Massnahmen allesamt zulasten der pflichtteilsgeschützten
Miterbinnen und Miterben der Unternehmensnachfolgerin bzw. des
Unternehmensnachfolgers gingen. Sie seien insgesamt zu einschneidend in die
Eigentumsrechte der Erbinnen und Erben und könnten zu vermehrten
Nachlassstreitigkeiten führen. Indessen begrüsste die grosse Mehrheit der
Vernehmlassenden die vorgeschlagenen Massnahmen insbesondere im Hinblick auf
Familienunternehmen und KMU sowie auf den Fortbestand der von diesen
Unternehmen geschaffenen Arbeitsplätze. Sie könnten effektiv dazu beitragen, die
aufgetretenen Probleme im Zusammenhang mit der Unternehmensnachfolge zu
verringern, waren die meisten Teilnehmenden der Ansicht, darunter 18 Kantone, CVP,
FDP, GLP und SP sowie zahlreiche Wirtschaftsverbände. Von den vier zentralen
Massnahmen wurde einzig jene zum Anrechnungswert des Unternehmens in grösserem
Ausmass kritisch beurteilt, weil diese Frage verhältnismässig komplex sei. Die
Möglichkeit, ein Unternehmen als Ganzes einer einzigen Person zuzuweisen, jene für
die Unternehmensnachfolgerin oder den Unternehmensnachfolger, einen
Zahlungsaufschub von den Miterbinnen und Miterben zu erhalten, sowie das Recht der
Miterbinnen und Miterben, die Übernahme eines Minderheitsanteils abzulehnen,
wurden hingegen überwiegend befürwortet. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.01.2020
KARIN FRICK

Die parlamentarische Initiative Abate (fdp, TI) zum Erbenaufruf betrifft den technischen
Teil der bereits laufenden Erbrechts-Revision, den der Bundesrat in eine separate
Vorlage ausgelagert hat. Die ständerätliche Rechtskommission wollte deshalb den
Entwurf zum technischen Teil abwarten, bevor sie die Arbeiten zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative in Angriff nimmt. Der Ständerat stimmte der
Fristverlängerung um weitere zwei Jahre in der Frühjahrssession 2020 stillschweigend
zu. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2020
KARIN FRICK

In der Vernehmlassung war die Revisionsvorlage zum internationalen Erbrecht (6.
Kapitel IPRG) einhellig begrüsst worden. Der Bundesrat nahm daraufhin am Entwurf nur
geringfügige Anpassungen vor und verabschiedete die entsprechende Botschaft im
März 2020 zuhanden des Parlaments. Ziel des Entwurfs ist es, das schweizerische
internationale Erbrecht zu modernisieren und an die Rechtsentwicklung im Ausland
anzupassen, sodass Zuständigkeitskonflikte mit ausländischen Behörden, insbesondere
mit jenen der EU-Staaten, möglichst vermieden werden. Dazu sollen die erbrechtlichen
Normen im IPRG auf die Regeln der EU-Erbrechtsverordnung abgestimmt werden. 28
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In der Herbstsession 2020 stand der erste Teil der Erbrechts-Revision, mit der in
erster Linie die Verfügungsfreiheit von Erblassern und Erblasserinnen vergrössert
werden sollte, auf der Tagesordnung des Nationalrats, der die Vorlage als Zweitrat
behandelte. Einige Mitglieder der SVP-Fraktion beantragten Nichteintreten, weil sie es
für falsch hielten, die Pflichtteile der Eltern und Kinder zugunsten des Lebenspartners
oder der Lebenspartnerin zu verringern. Diese Bevorzugung der horizontalen und
temporären gegenüber der vertikalen und beständigen Beziehung stelle «die
traditionellen Linien auf den Kopf», begründete Yves Nidegger (svp, GE) die Ablehnung
der Vorlage. Ausserhalb der SVP-Fraktion fand der Antrag jedoch keine Unterstützung,
sodass der Nationalrat mit 142 zu 48 Stimmen bei einer Enthaltung auf das Geschäft
eintrat.
Inhaltlich hatte sich die grosse Kammer mit drei Minderheitsanträgen aus ihrer
vorberatenden Rechtskommission zu befassen. Der erste betraf eine Bestimmung, die
der Ständerat noch stillschweigend durchgewunken hatte, die in der RK-NR jedoch für
heftige Diskussionen gesorgt hatte: Hat ein Ehepaar nichts anderes vereinbart, kommt
grundsätzlich die Hälfte der Errungenschaft (d.h. des während der Ehe gebildeten
Vermögens) der verstorbenen Person dem überlebenden Ehegatten zugute, während
die andere Hälfte zusammen mit dem Eigengut (d.h. des vor der Ehe gebildeten
Vermögens) in den Nachlass fällt und unter den Erben aufgeteilt wird. Mit einem

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2020
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.22 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ehevertrag kann ein Ehepaar von dieser Regel abweichen und den überlebenden
Ehegatten stärker oder sogar maximal begünstigen, indem ihm die gesamte
Errungenschaft zugewiesen wird, sodass nur noch das Eigengut der verstorbenen
Person in den Nachlass fällt. In der juristischen Lehre und Literatur sei nun seit
längerem umstritten, erläuterte Bundesrätin Karin Keller-Sutter, ob eine solche
Bevorzugung des Ehegatten für die Berechnung der Pflichtteile der gemeinsamen
Kinder berücksichtigt werden muss oder nicht. Der Bundesrat hatte hier darum eine
klärende Regelung vorgeschlagen, wonach der überhälftige Teil der Errungenschaft, der
an den überlebenden Ehegatten geht, bei der Berechnung der Pflichtteilsmasse zu
berücksichtigen wäre. Konkret müsste der Pflichtteil berechnet werden, bevor die
zusätzliche Begünstigung gemäss Ehevertrag angewandt wird, sodass die Basis zur
Berechnung der Pflichtteile damit grösser wäre, als wenn die ehevertragliche
Bevorzugung nicht berücksichtigt wird. In der Kommission wurde kritisiert, dass in der
Praxis eine andere Interpretation des geltenden Rechts vorherrsche und diese
Berücksichtigung bei der Berechnung der Pflichtteile üblicherweise gerade nicht
gemacht werde, sodass in der Folge zahlreiche bestehende Verfügungen an das neue
Recht angepasst werden müssten, was zu noch mehr Rechtsunsicherheit führe. Die
Justizministerin erklärte, der Bundesrat habe sich dabei auf die Analyse einer
Expertengruppe aus juristischer Lehre und Praxis gestützt, die ein grosses Interesse an
der Klärung der Rechtslage kundgetan habe. Eine Minderheit der Kommission wollte
eine in der Formulierung verbesserte Version des bundesrätlichen Vorschlags
übernehmen, währenddessen die Kommissionsmehrheit beantragte, beim geltenden
Recht zu bleiben. Der Nationalrat folgte mit 106 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung
dem Mehrheitsantrag. Da dieser Entscheid aber ohnehin zu einer Differenz mit dem
Ständerat führte, könne der Bundesrat gemäss Karin Keller-Sutter auch damit gut leben;
wichtig sei, dass sich der Ständerat noch einmal mit der Thematik befasse. 
Mit einem zweiten Minderheitsantrag brachte Nationalrätin Min Li Marti (sp, ZH) die im
Ständerat bereits gescheiterte Idee erneut ein, dass die erblassende Person den
Pflichtteil weiter, d.h. bis auf die Hälfte des neu im Gesetz vorgeschriebenen Werts,
verringern können sollte, um so den Lebenspartner oder die Lebenspartnerin in
grösserem Umfang zu begünstigen. Diese noch grössere Verfügungsfreiheit als vom
Bundesrat vorgesehen ging jedoch auch dem Nationalrat zu weit; er lehnte den
Minderheitsantrag mit 106 zu 81 Stimmen ab.
Bei der dritten Minderheit ging es um den vom Bundesrat neu ins Gesetz eingebrachten
Unterstützungsanspruch für faktische Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, der von
der Kommissionsmehrheit wie vom Ständerat abgelehnt worden war und für dessen
Beibehaltung die Minderheit Arslan (basta, BS) eintrat. Der Unterstützungsanspruch sei
gedacht, um Notlagen zu verhindern, beispielsweise weil der Lebenspartner oder die
Lebenspartnerin die verstorbene Person gepflegt und darum kein Erwerbseinkommen
hatte, und entspreche damit der Gerechtigkeit, so das Argument der Minderheit. Die
Kommissionsmehrheit war dagegen der Ansicht, dass die Verringerung der Pflichtteile
und die damit erweiterte Verfügungsfreiheit eine ausreichende Möglichkeit schaffe,
den Lebenspartner oder die Lebenspartnerin zu begünstigen, wie
Kommissionssprecher Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) ausführte. Eine knappe Mehrheit aus
den geschlossenen Fraktionen der SVP und der Mitte sowie zwei Dritteln der FDP-
Fraktion besiegelte schliesslich das Aus für diese Idee. Sie wurde von der Volkskammer
mit 94 zu 90 Stimmen bei zwei Enthaltungen abgelehnt, womit die entsprechenden
Artikel definitiv aus dem Gesetzesentwurf gestrichen sind.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 140 zu 48 Stimmen bei
einer Enthaltung an, wobei alle Opposition aus der SVP-Fraktion kam. Stillschweigend
schrieb er zudem die Motion Gutzwiller (fdp, ZH; Mo. 10.3524) für ein zeitgemässes
Erbrecht und das Postulat Nantermod (fdp, VS; Po. 16.3416) betreffend eine gesetzliche
Regelung der Erbfolge in Patchworkfamilien ab. 29

Wie es der Bundesrat in seiner Botschaft zur Änderung des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches (Erbrecht) Ende August 2018 beantragt hatte, schrieb der Nationalrat
das Postulat Nantermod (fdp, VS) für eine zeitgemässe Regelung der gesetzlichen
Erbfolge für Patchworkfamilien in der Herbstsession 2020 ab. Der Bundesrat hatte im
Zuge der Erbrechtsrevision verschiedene Lösungsansätze zur Erbfolge bei
Patchworkfamilien geprüft und dadurch das Anliegen des Postulats erfüllt. 30
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In der Herbstsession 2020 nahm der Nationalrat ein Postulat Dobler (fdp, SG) für eine
Änderung der Testamentsregelung im ZGB stillschweigend an. Der Bundesrat wird
damit beauftragt zu prüfen, wie einerseits eine digitale Verfügungsform ermöglicht
werden und andererseits die Diskriminierung bestimmter Bevölkerungsgruppen
bezüglich der Erstellung eines Testaments vermieden werden könnte. Die Gültigkeit
eines Testaments unterliege nach aktueller Gesetzgebung Formvorschriften: Um
unüberlegtes Handeln zu verhindern, müsse es entweder handschriftlich erstellt oder
öffentlich beurkundet werden, so der Postulant. Da Ersteres für Personengruppen mit
körperlichen Einschränkungen ein unmögliches Unterfangen darstelle, bleibe für sie nur
die nicht kostenlose Variante der öffentlichen Beurkundung übrig. Die Notwendigkeit
einer digitalen Verfügungsform begründete der Postulant mit der fortschreitenden
Digitalisierung. Er schlug die Ermöglichung eines audiovisuellen Testaments vor; mit
konkreten Vorschriften zur Wahrung des Schutzniveaus auf der Ebene der
handschriftlichen Niederschrift schaffe diese Form eine überzeugende
Beweisgrundlage. 31

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID

Die Differenzbereinigung beim ersten Teil der Erbrechtsrevision zur Erweiterung der
Verfügungsfreiheit drehte sich um die Grundsatzfrage, wie bei einem vorliegenden
Ehevertrag, der dem überlebenden Ehepartner mehr als die Hälfte des während der Ehe
errungenen Vermögens zuspricht, die Pflichtteile für das Erbe der gemeinsamen Kinder
berechnet werden. Konkret ging es darum, ob diese sogenannte überhälftige
Vorschlagszuweisung zur Berechnung der Pflichtteile der gemeinsamen Kinder
mitberücksichtigt wird oder nicht. Durch den Einbezug der überhälftigen
Vorschlagszuweisung in die Berechnung fallen die Pflichtteile der Kinder höher aus, als
wenn nur der Teil des Vermögens, der nicht durch den Ehevertrag dem überlebenden
Ehepartner zugewiesen wird – im Falle der Maximalbegünstigung des Ehepartners also
nur noch das Eigengut der verstorbenen Person – als Berechnungsgrundlage für die
Pflichtteile dient.
Der bestehende Gesetzestext regelte diese Frage nicht eindeutig. Infolgedessen zeigte
sich die juristische Lehre zwischen den zwei Auslegungen gespalten und es gab bislang
auch keine wegweisenden Urteile, die den Streitpunkt geklärt hätten. Der Bundesrat
hatte im Entwurf deshalb eine neue Regelung vorgeschlagen, um die Frage eindeutig zu
klären und die Rechtsunsicherheit zu beenden. Der Nationalrat war als Zweitrat mit der
Lösung des Bundesrates jedoch nicht einverstanden gewesen und hatte die
einschlägigen Bestimmungen aus der Vorlage gestrichen.
Alles beim Alten zu belassen war für die RK-SR aber keine sinnvolle Lösung. Sie
betrachtete es als Aufgabe des Gesetzgebers, eine Entscheidung für eine der beiden
denkbaren Auslegungen zu fällen und nicht einfach zu warten, «bis eines Tages das
Bundesgericht entscheidet», so Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) im
Ratsplenum. Der Ständerat, der in der Wintersession 2020 die Differenzbereinigung
begann, folgte stillschweigend seiner Kommission und beschloss, inhaltlich beim
Bundesrat zu bleiben und die Streitfrage zugunsten der gemeinsamen Kinder zu
entscheiden. Dies sei «inhaltlich naheliegender», erklärte Caroni, weil der überlebende
Ehepartner im Falle einer zusätzlichen Begünstigung durch einen Ehevertrag ohnehin
den «Löwenanteil» am Erbe erhalte, womit der Zusatzgewinn für ihn relativ gesehen
kleiner wäre als für die Kinder.
So einig wie die ständerätliche, so zerstritten zeigte sich die nationalrätliche
Rechtskommission in dieser Frage. Während die Kommissionsmehrheit beantragte, das
Konzept des Bundesrates und des Ständerates zu übernehmen, wollte eine starke
bürgerliche Minderheit an der Streichung der Bestimmungen festhalten und somit beim
geltenden Recht bleiben. Ihrer Ansicht nach widerspreche die vorgeschlagene Lösung
dem weit verbreiteten Rechtsempfinden und der überwiegenden Rechtspraxis in der
Deutschschweiz; nur in der lateinischen Schweiz werde eher der Auslegung von
Bundesrat und Ständerat gefolgt, die den Kindern höhere Anteile zurechnet, erklärte
Minderheitsvertreterin Christa Markwalder (fdp, BE) im Nationalrat. Primäres Ziel müsse
es gemäss der Minderheit sein, den Lebensstandard des überlebenden Ehepartners zu
sichern, und nicht, die Pflichtteile der gemeinsamen Kinder zu schützen. Zudem wäre
die Korrektur zum jetzigen Zeitpunkt übereilt, weil die Frage noch nicht in aller Tiefe
diskutiert worden und auch nicht Teil des Vernehmlassungsentwurfs gewesen sei,
führte Markwalder weiter aus. Im Unterschied zu ihrer Schwesterkommission war die
RK-NR überdies mehrheitlich zum Schluss gekommen, dass es für die neue Regelung
einer Übergangsbestimmung bedürfe, damit bestehende Erbverträge und Testamente,
die in einem falschen Verständnis aufgesetzt worden waren, nicht nachträglich
geändert werden müssten, um ihre Wirkung wie beabsichtigt zu entfalten. Sie schlug
also vor, dass die neue Auslegung erst für Verträge gelten soll, die nach Inkrafttreten der
Revision abgeschlossen werden. Gegen diese Lösung sprach sich jedoch neben einer
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Minderheit Flach (glp, AG) auch Justizministerin Karin Keller-Sutter aus, weil mit den
klärenden Bestimmungen kein neues Recht geschaffen, sondern nur eine
Rechtsunsicherheit beseitigt werde. Mit 106 zu 80 bzw. 109 zu 77 Stimmen folgte der
Nationalrat in beiden Punkten seiner Kommissionsmehrheit, womit er sowohl die
Klärung der Auslegungsdifferenz gemäss Bundesrat und Ständerat als auch die neu
hervorgebrachten Übergangsbestimmungen ins Gesetz schrieb. 
Die RK-SR war von der Übergangslösung so wenig begeistert, dass sie daraufhin
inhaltlich in der Auslegungsfrage eine komplette Kehrtwende vollzog: Sie schlug ihrem
Rat neu vor, die überhälftige Vorschlagszuweisung bei der Berechnung der Pflichtteile
für die gemeinsamen Kinder nicht zu berücksichtigen. Das Wichtigste sei es, die Frage
im Gesetz zu klären, und zwar mit einer einzigen Regel, die für alle Testamente gelte,
erläuterte Kommissionssprecher Andrea Caroni. Unterschiedliche Regelungen für
bestehende und zukünftige Verträge führten zu noch mehr Unklarheit als jetzt schon
bestehe, weil ein Testament unter Umständen erst siebzig Jahre nach dem Aufsetzen –
und damit vielleicht nach einigen weiteren Erbrechtsrevisionen – seine Wirkung
entfalte. Um diese «siebzigjährigen Übergangsproblematiken» zu vermeiden, habe sich
die Kommission inhaltlich also der vom Nationalrat favorisierten Auslegung
angeschlossen, so Caroni. Obwohl der Bundesrat ursprünglich die andere Lösung
vorgeschlagen hatte, sicherte auch Bundesrätin Keller-Sutter dem Kommissionsantrag
ihre Unterstützung zu. Wichtig sei, dass Rechtssicherheit geschaffen werde; in welche
inhaltliche Richtung der Meinungsstreit aufgehoben werde, erachtete sie als sekundär.
Die Kantonskammer stimmte dem Antrag folglich stillschweigend zu.
Daraufhin zeigte sich RK-Sprecher Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) im Nationalrat erfreut, stolz
und etwas belustigt über die «Volte» des Ständerats: Der Beschluss des Nationalrats zur
Einführung der Übergangsbestimmung habe sich insofern gelohnt, als es nur unter
diesem Druck gelungen sei, «den Ständerat dazu zu bringen, dass er das 180-grädige
Gegenteil von dem beschliesst, woran er zuvor während Monaten festgehalten hatte».
Auf Antrag seiner einstimmigen Kommission schloss sich der Nationalrat
stillschweigend dem nun vorliegenden Konzept an und bereinigte die Differenz.
In den Schlussabstimmungen lehnte schliesslich nur ein Grossteil der SVP-Fraktion, die
anfänglich gar nicht auf die Vorlage hatte eintreten wollen, den Entwurf ab. So wurde er
im Nationalrat mit 146 zu 46 Stimmen bei 3 Enthaltungen und im Ständerat mit 36 zu 5
Stimmen bei einer Enthaltung angenommen. 32

Nachdem die Referendumsfrist zur entsprechenden Änderung des Zivilgesetzbuchs
ungenutzt abgelaufen war, entschied der Bundesrat im Mai 2021, das revidierte
Erbrecht auf den 1. Januar 2023 in Kraft zu setzen. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2021
KARIN FRICK

Der Nationalrat behandelte in der Sommersession 2021 die Revision des sechsten
Kapitels des IPRG zum internationalen Erbrecht als Erstrat. Abgesehen von der SVP-
Fraktion, die keinen Handlungsbedarf sah und daher für Nichteintreten votierte, wurde
der Entwurf in der grossen Kammer einhellig begrüsst. Minderheitssprecher Pirmin
Schwander (svp, SZ) monierte, dass die Vorlage unter Umständen sogar «zum Nachteil
von Erblassern aus der Schweiz einfach die Regeln der Europäischen
Erbrechtsverordnung übernehm[e]», konnte damit aber ausserhalb seiner Fraktion
nicht überzeugen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter entgegnete, man habe «nicht einfach
das EU-Recht abgeschrieben», sondern «nur diejenigen Regelungen übernommen, die
aus einer zeitgemässen schweizerischen Optik gut vertretbar erscheinen». Aus allen
anderen Fraktionen wurde betont, wie wichtig und sinnvoll die Revision sei, die es zum
Ziel habe, Zuständigkeitsprobleme zwischen schweizerischen und ausländischen
Behörden in internationalen Erbrechtsfällen zu verhindern. Nachdem der Nationalrat
einer einzigen technischen Änderung am Gesetzestext stillschweigend zugestimmt
hatte, nahm er den Entwurf in der Gesamtabstimmung mit 137 zu 51 Stimmen an, wobei
sich wiederum die SVP-Fraktion geschlossen dagegen stellte. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2021
KARIN FRICK

Im Dezember 2021 verabschiedete der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats der RK-SR
einen Bericht über den Reformbedarf im Abstammungsrecht. Mit der Untersuchung
des Anliegens hatte die Regierung eine interdisziplinäre, externe Expertengruppe
betraut. Diese bejahte den Reformbedarf und erarbeitete ein umfassendes
Reformkonzept. In seinem Bericht würdigte der Bundesrat die Empfehlungen der
Expertengruppe und kam seinerseits ebenfalls zum Schluss, dass das geltende
Abstammungsrecht nicht mehr zeitgemäss sei. Raum für sinnvolle Anpassungen und
weiteren Diskussionsbedarf sah er insbesondere in drei Bereichen: bei der Anfechtung
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der Vaterschaftsvermutung, die heute abhängig vom Zivilstand der Eltern geregelt ist;
bei der privaten Samenspende, damit das Recht des Kindes auf Kenntnis seiner
Abstammung sowie die Rechtsstellung aller bei der Zeugung des Kindes beteiligten
Personen klar geregelt werden; sowie allgemein beim Recht auf Kenntnis der eigenen
Abstammung und Nachkommenschaft, das heute gesetzlich gar nicht geregelt ist.
Daneben erklärte sich der Bundesrat aber auch bereit, weitere von der Expertengruppe
formulierte Vorschläge zu prüfen. Gewisse Empfehlungen plane er etwa im Rahmen der
laufenden Evaluation des Fortpflanzungsmedizingesetzes durch das BAG untersuchen
zu lassen. 35

Innere Sicherheit

Ende Oktober 1990 gab Bundespräsident Koller eine Verordnung über den Staatsschutz
welche als Übergangslösung bis zum Entscheid über ein Staatsschutzgesetz gedacht ist,
in die Vernehmlassung. Sie sieht vor, dass sich die präventive Polizeitätigkeit auf die
Bereiche Terrorismus, Spionage und organisiertes Verbrechen beschränken muss. Mit
der politischen Aktivität von Personen darf sich der Staatsschutz nur noch befassen,
wenn der konkrete Verdacht besteht, dass dabei strafbare Handlungen (wie zum
Beispiel Gewalt gegen Personen oder Sachen) vorbereitet oder begangen werden. Die
CVP lehnte die Verordnung ab, da sie unter anderem ohne gesetzliche Grundlage in die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eingreife und zudem einige wichtige
Fragen offen lasse. Sie empfahl als Übergangslösung den Erlass eines befristeten
dringlichen Bundesbeschlusses. Auch die SP und die GP wiesen den
Verordnungsentwurf mit dem Argument zurück, dass er sich auf keine gesetzlichen
Grundlagen stützen könne. Während die FDP ebenfalls Einwände vorbrachte, konnte
sich immerhin die SVP mit der Verordnung einverstanden erklären, falls der Bundesrat
bereit sei, dem Parlament so rasch als möglich eine Regelung auf Gesetzesebene
vorzulegen. 36

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.10.1990
HANS HIRTER

Ende September 1991 gab der Bundesrat den Vorentwurf für ein Staatsschutzgesetz in
die Vernehmlassung. Das Projekt sieht vor, dass die Staatsschutzorgane das Sammeln
und Auswerten von Informationen auf die Bekämpfung des Terrorismus, des
verbotenen Nachrichtendienstes, des gewalttätigen Extremismus und des organisierten
Verbrechens beschränken sollen. Mit einer besonderen Bestimmung soll garantiert
werden, dass politische und gewerkschaftliche Tätigkeiten nicht mehr überwacht
werden. Der Überwachungsauftrag soll vom Bundesrat durch eine regelmässig
vorzunehmende Beurteilung der Bedrohungslage und durch eine sogenannte
Positivliste, in welcher die zu observierenden Organisationen aufgeführt sind, präzisiert
werden. Die Oberaufsicht über die Staatsschutztätigkeit wird von der vom Parlament in
der Herbstsession beschlossenen Geschäftsprüfungsdelegation ausgeübt werden. Im
organisatorischen Bereich sollen die staatsschützerischen Funktionen von der
Bundesanwaltschaft getrennt und die damit beauftragte Bundespolizei ins Bundesamt
für Polizeiwesen integriert werden. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.1991
HANS HIRTER

Als Übergangslösung bis zum Inkrafttreten eines Staatsschutzgesetzes erliess das EJPD
eine Weisung zur Durchführung des Staatsschutzes. Diese Weisung orientiert sich an
der 1990 erlassenen Negativliste, welche festgehalten hatte, dass sich die
Staatsschutzorgane nicht mit Aktivitäten, welche eine Ausübung verfassungsmässiger
Rechte darstellen, befassen dürfen. Aufgaben des Staatsschutzes sind demgegenüber
die rechtzeitige Erkennung, die Überwachung und Bekämpfung von Terrorismus und
Spionage, von organisiertem Verbrechen und von Aktivitäten, welche auf eine
gewaltsame Änderung der staatlichen Ordnung abzielen. Die Weisung schreibt auch vor,
dass die Liste der von der Bundespolizei observierten Organisationen und
Gruppierungen vom Bundesrat jährlich genehmigt werden muss. 38

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.09.1992
HANS HIRTER

Im März 1994 legte der Bundesrat die Botschaft für ein neues Gesetz über
«Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit» vor; auf den noch in der
Vernehmlassung verwendeten Titel «Staatsschutzgesetz» verzichtete er, da dieser
«vorbelastet» sei. Dieses Gesetz regelt primär die vorbereitende, d.h. vor der
Aufnahme einer Strafverfolgung einsetzende Informationsbeschaffung der
Polizeibehörden. Diese soll nur in Bereichen möglich sein, wo Ereignisse unvermittelt
auftreten können, die eine ernsthafte Gefährdung der inneren Sicherheit darstellen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Grundsätzlich verboten ist dabei die Bearbeitung von Daten über legale politische
Aktivitäten von Bürgern und Bürgerinnen. Nach der Kritik im Vernehmlassungsverfahren
wurde auf die ursprünglich vorgesehene Möglichkeit der geheimen
Informationsbeschaffung (z.B. Telefonabhörung oder verdeckte Fahndung) verzichtet.
Welche Aktivitäten die innere Sicherheit ernsthaft gefährden können, wird in der
Botschaft nicht genau definiert; erwähnt werden Terrorismus, Spionage, gewalttätiger
Extremismus und organisiertes Verbrechen. Wegen dem Fehlen von präzisen Kriterien
ist es nach Ansicht des Bundesrats wichtig, die Informationsbeschaffung politisch zu
führen. Diese Kontrolle will er mittels regelmässig an neue Gegebenheiten
anzupassende Lagebeurteilungen und der Genehmigung der Liste der zu
observierenden Ereignisse, Personen und Organisationen sicherstellen. Ein
Einsichtsrecht in die Datensammlungen soll gemäss dem Entwurf nur erhalten, wer ein
begründetes Interesse nachweisen kann.
Das Gesetz enthält im weiteren Bestimmungen über die Sicherheitsüberprüfung von
Personen, welche für bestimmte Funktionen in der Bundesverwaltung oder in der
Armee vorgeschlagen sind, sowie über den Schutz von Personen und Gebäuden des
Bundes, ausländischer Staaten und internationaler Organisationen.
All diese Aufgaben möchte der Bundesrat einem neuen Bundesamt für Innere
Sicherheit übertragen. Dieses Amt soll aus der heutigen Bundesanwaltschaft
hervorgehen, sobald die Trennung dieser Stelle in eine Anklagebehörde des Bundes und
eine Polizeibehörde, wie sie die 1993 dem Parlament unterbreitete Teilrevision des
Gesetzes über die Bundesstrafrechtspflege vorsieht, in Kraft tritt. 39

Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei» und dem vom Bundesrat im Vorjahr als indirekten Gegenvorschlag
vorgelegten neuen Bundesgesetz über die Wahrung der inneren Sicherheit. Ein Antrag
Onken (sp, TG), auf eine präventive polizeiliche Tätigkeit grundsätzlich zu verzichten,
deshalb die Initiative zur Annahme zu empfehlen und das Gesetz zur gründlichen
Überarbeitung an die Regierung zurückzuweisen, unterlag mit 32:2 (Initiative) resp. 31:3
Stimmen (Gesetz).
In der Detailberatung beantragten Danioth (cvp, UR) und Plattner (sp, BS), die präzise
Definition der Aufgabenbereiche bei der vorbeugenden Informationsbeschaffung (Art.
2) sowie der Bereiche, in denen eine präventive Informationsbeschaffung nicht erfolgen
darf (Art. 3), bereits im Gesetz und nicht erst in der Verordnung vorzunehmen. Im
ersten Fall (Terrorismus, Spionage, verbotener Handel mit Waffen und strategisch
wichtigen technologischen Gütern) blieben sie in der Minderheit, bei den nicht
zulässigen Überwachungsbereichen (Ausübung politischer Rechte) konnten sie sich
knapp gegen den Bundesrat und die Kommissionsmehrheit durchsetzen. Heftig
umstritten war ein von Béguin (fdp, NE) und Danioth vorgelegter Antrag, im Rahmen der
präventiven Informationsbeschaffung auch eine Überwachung des Telefon- und
Postverkehrs sowie den Einsatz von Abhörgeräten anordnen zu können. Dieser
Beschluss entsprach einer von Bundesanwältin Del Ponte mit Nachdruck vertretenen
Forderung; eine ähnliche Gesetzesbestimmung wurde gleichzeitig in Deutschland unter
dem Titel «der grosse Lauschangriff» heftig debattiert. Die Verwendung derartiger
Mittel ausserhalb von Strafuntersuchungen ist in der Schweiz seit Oktober 1990 mangels
gesetzlicher Grundlagen nicht mehr zugelassen. Obwohl sich sowohl die
Kommissionsmehrheit – auch gestützt auf die Empfehlung von Experten – als auch
Bundesrat Koller dagegen aussprachen, stimmte der Rat dem Antrag im Verhältnis 21:14
zu. Die Massnahme soll vom Direktor des neuen Bundesamtes für innere Sicherheit
angeordnet werden können, bedarf allerdings einer Genehmigung durch den Vorsteher
des EJPD.
Die neuen Vorschriften über die Sicherheitsüberprüfungen für bestimmte
Personenkategorien im öffentlichen Dienst und der Armee waren nicht bestritten. In
Abweichung von der bundesrätlichen Vorlage beschloss der Ständerat aber, nur eine
einzige, für Armee und Verwaltung zuständige Stelle mit dieser Aufgabe zu betrauen.
Auch die Vorschläge über den Personen- und Gebäudeschutz passierten ohne
wesentliche Abänderungen. In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat
das neue Gesetz mit einer Gegenstimme. 40
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Die Rechtskommission des Nationalrats trat auf die Vorlage ebenfalls ein. Sie sprach
sich aber für einen eingeschränkten Aktionsraum des präventiven Staatsschutzes aus.
Ihrer Meinung nach soll sich dieser auf die klassischen Bereiche (Terrorismus, Spionage)
beschränken und – im Gegensatz zum bundesrätlichen Antrag – den Kampf gegen das
organisierte Verbrechen den Strafverfolgungsbehörden überlassen. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.11.1995
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit der Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei» und dem als indirekten Gegenvorschlag konzipierten Bundesgesetz
über die Wahrung der inneren Sicherheit. Mit 116 zu 61 Stimmen empfahl der Rat die
von der SP und der GP unterstützte Volksinitiative zur Ablehnung.

Mit derselben Stimmenzahl lehnte er auch den Antrag der Kommissionsminderheit auf
Nichteintreten auf das neue Bundesgesetz ab. Die SP und die Grünen begründeten ihre
Opposition gegen die Schaffung von gesetzlichen Grundlagen für eine präventiv
wirkende Polizei damit, dass ein solches Gesetz überflüssig sei und nur dazu dienen
würde, der Polizei unkontrollierbaren Handlungsspielraum zur Überwachung der Bürger
zu verschaffen. Wo es um die Bekämpfung echter Gefahren gehe, sei das bestehende
Instrumentarium ausreichend: insbesondere sei die Bekämpfung des politischen
Nachrichtendienstes (Spionage) bereits rechtlich abgesichert, und bei
Sprengstoffdelikten und schweren Gewaltverbrechen seien seit 1981 auch
vorbereitende Handlungen strafbar. Diese Einschätzung wurde von den Sprechern der
bürgerlichen Parteien und Bundesrat Koller zurückgewiesen. Letzterer argumentierte
damit, dass die von der Linken befürchtete Überwachung der Ausübung politischer
Rechte im neuen Gesetz explizit ausgeschlossen sei. Andererseits sei die Überwachung
der Aktivitäten bestimmter politischer Gruppierungen (z.B. der kurdischen PKK oder
der islamischen Heilsfront) auch dann erforderlich, wenn deren Mitglieder die Schweiz
nur als logistische Basis benutzen würden, ohne hier aber kriminelle Akte zu begehen.
Das Gesetz sei deshalb auch im Hinblick auf die Zusammenarbeit und den
Informationsaustausch mit anderen europäischen Staaten notwendig.

In der Detailberatung strich der Nationalrat die Bekämpfung des organisierten
Verbrechens aus dem Geltungsbereich des Gesetzes; nicht weil dieser keine Bedeutung
zuerkannt wurde, sondern weil dies eine Aufgabe der strafrechtlichen
Ermittlungsbehörden sei und auf Bundesebene mit den polizeilichen Zentralstellen
bereits ein Koordinationsorgan bestehe. Bundesrat Koller argumentierte vergeblich
damit, dass in vielen europäischen Staaten (allerdings nicht in Deutschland) die
präventive Polizei auch in diesem Aufgabenbereich tätig sei. Eine gewichtige Differenz
schuf der Rat bei den zulässigen Mitteln der präventiven Informationsbeschaffung.
Gegen die Stimmen der FP, der Liberalen und eines Teils der FDP-Fraktion strich er die
vom Ständerat aufgenommene Bestimmung, dass dazu auch ohne richterliche
Anordnung der Telefon- und Postverkehr überwacht und elektronische Abhörgeräte
eingesetzt werden können. Den Antrag der vorberatenden Kommission, dass im
Staatsschutz grundsätzlich die im Datenschutzgesetz garantierten Einsichtsrechte
gelten sollen, fand keine Mehrheit. Beschlossen wurde eine gleiche Regelung wie im
Gesetz über die polizeilichen Zentralstellen, bei welcher der Datenschutzbeauftragte
nur überprüft, ob eventuell vorliegende Daten rechtmässig bearbeitet werden, aber
keine materiellen Auskünfte erteilt. In der Gesamtabstimmung wurde das neue Gesetz
gegen die Stimmen der SP und der GP angenommen. 42

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.06.1996
HANS HIRTER

Am 7. Juni lehnten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die Volksinitiative «S.o.S. –
Schweiz ohne Schnüffelpolizei», welche die Abschaffung der Staatsschutzorgane
verlangte, mit deutlicher Mehrheit ab. Die Kampagne warf kaum Wellen und stand total
im Schatten der gleichzeitig zur Abstimmung gelangenden Genschutzinitiative. Obwohl
das befürwortende Komitee von zwei sozialdemokratischen Nationalräten angeführt
wurde (de Dardel, GE und Rechsteiner, SG) engagierte sich auch die SP nur lauwarm für
die Initiative. Neben ihr hatten auch die GP, die PdA und die Lega dei ticinesi die Ja-
Parole ausgegeben; der Gewerkschaftsbund hatte hingegen auf eine Parole verzichtet.
Das Hauptargument der Befürworter bestand darin, dass die präventiv wirkenden
Staatsschutzorgane überflüssig seien, da bei einem Verdacht auf strafbare Handlungen
ohnehin die gerichtspolizeilichen Instanzen zuständig seien.
Für die Gegner des Volksbegehrens war dieses einerseits überflüssig, weil das 1997 vom
Parlament beschlossene neue Staatsschutzgesetz die politische Polizei im Sinne einer
Gesinnungsschnüffelei ausdrücklich verbietet. Andererseits sei diese Initiative auch
gefährlich, weil in den Bereichen des verbotenen Nachrichtendienstes sowie der

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.06.1998
HANS HIRTER
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Bekämpfung des organisierten Verbrechens und des politisch motivierten Terrorismus
auf die Früherkennung durch eine präventive Ermittlung, aber auch auf den
diesbezüglichen internationalen Informationsaustausch nicht verzichtet werden dürfe.

Abstimmung vom 7. Juni 1998

Beteiligung: 40.1%
Nein: 1'383'055 (75.4%) / 23 6/2 Stände
Ja: 451'089 (24.6%) / 0 Stände

Parolen:
– Ja: SP (1*), GP, Lega, PdA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, FP, SD, LP, LdU, EVP, EDU; Vorort, SGV, SBV,
Angestelltenverband.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Resultat fiel mit 75.4 Prozent ablehnenden Stimmen deutlich aus. Kein einziger
Kanton wies eine Ja-Mehrheit auf; am besten schnitt die Initiative im Jura ab, wo sich
knapp ein Drittel dafür aussprachen. Die Ablehnung war in ländlichen Gebieten etwas
stärker als in den städtischen Agglomerationen, hingegen waren kaum Unterschiede in
bezug auf Sprachregion auszumachen. Die Vox-Analyse ergab, dass das Interesse der
Stimmberechtigten an diesem Thema nur gering war. Sie zeigte weiter auf, dass auch
Personen mit linker politischer Grundhaltung die Initiative mehrheitlich ablehnten und
nur etwa die Hälfte der Sympathisanten der SP die Parteiparole befolgt hatten. Nach
der Ablehnung der S.o.S.-Initiative stand der Inkraftsetzung des neuen
Staatsschutzgesetzes nichts mehr im Wege; sie erfolgte auf den 1. Juli. 43

Für grosse Aufruhr sorgte ein Spionagefall im Nachrichtendienst. Ein beim
Nachrichtendienst des Bundes angestellter Informatik-Spezialist hatte eine
Datenmenge im Tera-Bereich gestohlen. Aufgrund von Hinweisen der UBS konnte der
Dieb verhaftet und die Daten sichergestellt werden, bevor sie wie geplant ins Ausland
verkauft werden konnten. Durch den Datendiebstahl wurde auch das sich in
Ausarbeitung befindende, neue Nachrichtendienstgesetz aktuell. Dieses sieht u.a. die
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage vor, mit welcher der Nachrichtendienst seine
Agenten jederzeit überprüfen kann. Auch die Geschäftsprüfungsdelegation des
Parlaments beschäftigte sich mit dem Spionagefall und will bis Frühling 2013 einen
Bericht zuhanden des Bundesrates abschliessen. 44

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.05.2012
NADJA ACKERMANN

Dass Handlungsbedarf bezüglich des Nachrichtendienstes besteht, hat im vergangen
Jahr der Spionagefall im Nachrichtendienst des Bundes (NDB) bestätigt. Im Nachgang
an den durch einen UBS-Mitarbeiter aufgedeckten Datendiebstahl beim NDB im Mai
2012 führte die Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) vom November 2012 bis Februar
2013 eine formelle Inspektion zur Informatiksicherheit im NBD durch. Im Juli 2013
übergab die Delegation den Bericht sowie elf Empfehlungen an den Bundesrat. Der
Öffentlichkeit wurde aus Überlegungen zum Schutz des Staatsinteresses lediglich eine
Zusammenfassung des Berichts zugänglich gemacht. Die GPDel hatte festgestellt, dass
bei der Schaffung des NDB aus den beiden Vorgängerorganisationen ein Defizit an
Personalressourcen bestand, da das VBS den Dienst für Analyse und Prävention (DAP)
ohne Personal vom EJPD übernommen hatte. Der NBD hatte folglich dasselbe
Aufgabenpensum mit weniger Arbeitskräften zu bewältigen. Aufgrund dieser knappen
Personalressourcen in der Informatik und des unzulänglichen Risikomanagements war
der NBD zu wenig darauf ausgerichtet, die Verfügbarkeit, die Integrität und die
Vertraulichkeit der Daten als zentrale Zielsetzung der Informatiksicherheit zu
gewährleisten. 45
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Im Mai 2014 kommunizierte der Nachrichtendienst des Bundes (NDB) in seinem
Lagebericht zur Sicherheit des NDB 2014 seine aktuellen Einschätzungen der
Sicherheitsgefährdungen in der Schweiz. Dabei hob er die vergleichsweise stabile und
ruhige sicherheitspolitische Situation hervor. Die Schweiz sei weiterhin kein prioritäres
Ziel dschihadistisch motivierter Anschläge. Im Brennpunkt des Lageradars lägen die
Wirtschaftsspionage und die Spionage gegen sicherheitspolitische Interessen der
Schweiz. 46
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Im Juni warf die Affäre um Dominique Giroud hohe Wellen. Der Walliser Weinhändler,
gegen den in der Waadt Strafverfahren wegen Betrugs, Waren- sowie
Urkundenfälschung liefen und in Genf wegen Steuerbetrugs ermittelt wurde, hatte
versucht, zwei Westschweizer Journalisten auszuspionieren. Diese hatten zuvor
brisante Informationen über Giroud veröffentlicht. Kurz darauf kam aus, dass der von
Giroud angeheuerte Privatdetektiv selbst dem Westschweizer Fernsehen heikle
Informationen über den Weinhändler zugespielt hatte. 
Da am Spionageversuch nicht nur ein Privatdetektiv und ein Hacker, sondern auch ein
Mitarbeiter des schweizerischen Nachrichtendiensts (NDB) beteiligt war, schwappte der
Fall bis nach Bundesbern. Hier hatte sich die Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) als
Aufsichtsbehörde des NDB mit der Frage zu befassen, ob das Risikomanagement des
Nachrichtendiensts funktioniert hatte. Der Fall offenbarte dabei Mängel bei der
Auswahl und Führung der Agenten. Nach dem NSA-Skandal gab die Affäre Giroud somit
den Gegnern des neuen Nachrichtendienstgesetzes weitere Argumente in die Hand. 47
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Um den komplexer und dynamischer werdenden Bedrohungen für die
Informationsgesellschaft Rechnung zu tragen, beabsichtigte der Bundesrat, ein
Bundesgesetz über die Informationssicherheit (ISG) zu schaffen. Angriffe auf
Informationssysteme des Bundes hätten wiederholt gezeigt, dass der Schutz von
Informationen Lücken aufweise, welche unter anderem auf unzeitgemässe und
inkohärente Rechtsgrundlagen zurückzuführen seien. Mit dem neuen Gesetz sollen
einheitliche gesetzliche Grundlagen für das Management der Informationssicherheit
beim Bund geschaffen und somit Schwachstellen des geltenden Rechts behoben
werden. Den Begriff der Informationssicherheit definierte der Bundesrat im
erläuternden Bericht als «sämtliche Anforderungen und Massnahmen, die zum Schutz
der Vertraulichkeit, Verfügbarkeit, Integrität und Nachvollziehbarkeit von Informationen
dienen, und zwar unabhängig davon, ob die Informationen elektronisch, mündlich oder
in Papierform bearbeitet werden.» Die im bestehenden System sektoriell angelegten
Rechtsgrundlagen und organisatorischen Zuständigkeiten seien nicht effizient und
sollten daher durch eine einheitliche Regelung ersetzt werden.

Bei der im Jahr 2014 durchgeführten Vernehmlassung waren überwiegend positive
Rückmeldungen eingegangen. Von den insgesamt 55 Vernehmlassungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern standen unter anderen 17 Kantone, die CVP und die SP,
Economiesuisse sowie die Bundesanwaltschaft und ihre Aufsichtsbehörde dem Entwurf
grundsätzlich positiv gegenüber, brachten jedoch einige Änderungsvorschläge an. Diese
bezogen sich vor allem auf die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen, die
Präzisierung von im Gesetzestext verwendeten Begriffen sowie auf die Schnittstellen
zwischen Informationssicherheit, Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip. Sieben
Kantone, die FDP sowie drei weitere Teilnehmende, darunter das Bundesgericht,
sprachen ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Vorlage aus. Vollumfänglich ablehnend
äusserte sich einzig die SVP, die im neuen Gesetz keinen Mehrwert gegenüber gezielten
Verbesserungen am heutigen System sah. Von den drei Teilnehmenden, die dem
Entwurf grundsätzlich skeptisch gegenüberstanden, würde der Kanton Bern dem
Entwurf nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die kantonalen und kommunalen
Behörden bei der Anwendung des ISG auf die im Gesetz vorgesehenen Fachstellen des
Bundes zurückgreifen können und sie diese nicht selber aufbauen müssen. Der SGV
kritisierte indessen den «irreführenden Titel» sowie die mangelhafte Qualität der
erläuternden Materialien. Nach seinem Vorschlag sollte das Gesetz besser
«Bundesgesetz über die Informationssicherheit in Bundesbehörden und ähnlichen
Organisationen» genannt werden, da es sich nicht um ein gesamtgesellschaftliches
Regelwerk zu Information und Informationssicherheit handle. Im Ergebnisbericht des
Vernehmlassungsverfahrens folgerte das Generalsekretariat des VBS, dass die
überwiegende Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser die Schaffung
eines Informationssicherheitsgesetzes begrüsst. 48
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In seiner dem Parlament im Februar 2017 unterbreiteten Botschaft stellte der
Bundesrat den Entwurf zum neuen Informationssicherheitsgesetz (ISG) vor. Im Zentrum
des Gesetzgebungsprojektes stehen mit der Zusammenführung der wichtigsten
Rechtsgrundlagen im Bereich der Informations- und Informatikmittelsicherheit des
Bundes in einen einzigen Erlass sowie mit der Einführung einer einheitlichen Regelung
für alle Behörden und Organisationen des Bundes zur Erreichung eines möglichst
einheitlichen Sicherheitsniveaus zwei ambitiöse Ziele. Dazu sollen im neuen Gesetz
insbesondere das Risikomanagement, die Klassifizierung von Informationen, die
Sicherheit beim Einsatz von Informatikmitteln, die personellen Massnahmen und der
physische Schutz von Informationen und Informatikmitteln geregelt werden.
Ausdrücklich festgehalten werden soll auch der Vorrang des Öffentlichkeitsgesetzes,
um zu betonen, dass das Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung weiterhin
uneingeschränkte Geltung haben wird. Überdies überführte der Bundesrat die
Regelungen über die Personensicherheitsprüfung vom BWIS in das neue ISG und
erweiterte den Geltungsbereich des militärischen Betriebssicherheitsverfahrens auf
zivile Beschaffungen, um die Informationssicherheit bei der Vergabe von
sicherheitsempfindlichen Aufträgen an Dritte zu gewährleisten. Die Kantone sind vom
neuen Gesetz insofern betroffen, als sie bei der Bearbeitung von klassifizierten
Informationen des Bundes und beim Zugriff auf seine Informatikmittel für eine
gleichwertige Informationssicherheit sorgen müssen. Dazu sollen sie in einem
Koordinationsorgan Einsitz nehmen.

Mit einem langen Votum eröffnete Ständerat Isidor Baumann (cvp, UR) als Sprecher der
vorberatenden SiK-SR in der Wintersession 2017 die Debatte im Erstrat. Er gab dem
Ratsplenum einen Einblick in die Arbeiten der Kommission und legte dar, wie sie im
Verlaufe von vier Sitzungen zu ihren Entscheidungen gelangt war. Zum grossen und sehr
grundsätzlichen Diskussionspunkt der Gesetzesentschlackung führte er aus, man habe
sich von der Verwaltung erklären lassen, dass Umfang und Dichte der vorgeschlagenen
Regulierung – der Gesetzesentwurf umfasst immerhin 92 Artikel – notwendig seien, weil
die Bestimmungen für verschiedenste Behörden, darunter auch das Bundesgericht und
die Nationalbank, gelten sollen und eine solche einheitliche Lösung nur auf Gesetzes-
und nicht auf Verordnungsstufe erlassen werden könne. Um sich ein besseres Bild von
den Auswirkungen des neuen Gesetzes machen zu können, hatte die Kommission bei
der Bundesverwaltung weitere Unterlagen angefordert, so beispielsweise eine Liste der
zu schliessenden rechtlichen Lücken, eine Auflistung der indirekten Auswirkungen auf
die Kantone und genauere Angaben zu personellen und finanziellen Folgen. Darüber
hinaus hatte sie Professor Markus Müller, Leiter der Expertengruppe, die am Anfang
dieses Gesetzgebungsprojektes gestanden hatte, EDÖB Adrian Lobsiger, RK-MZF-
Generalsekretär Alexander Krethlow sowie Vertreterinnen und Vertreter des
Bundesgerichts, der Parlamentsdienste, der Nationalbank und der Wirtschaft angehört.
Der integrale Ansatz und die angestrebte Vereinheitlichung seien am
Gesetzgebungsprojekt von allen Eingeladenen gelobt worden und auch der
Handlungsbedarf sei unbestritten anerkannt worden. Kritisiert worden sei die Vorlage
vor allem von der Wirtschaftsvertretung, welche das Gesetz auf seine KMU-Tauglichkeit
überprüft und mit der laufenden Revision des Bundesgesetzes über das öffentliche
Beschaffungswesen abgestimmt wissen wollte. Krethlow habe indes als
Kantonsvertreter die Forderung platziert, dass die Kantone für ihre Tätigkeiten im
Zusammenhang mit dem Informationssicherheitsgesetz vollumfänglich vom Bund
entschädigt werden sollten. Zusammen mit einer Stellungnahme des VBS hatten die in
den Anhörungen vorgebrachten Vorschläge und Empfehlungen der Kommission als
Grundlage für die Detailberatung gedient. Noch unklar war die Höhe der
Umsetzungskosten gewesen, weil das anzustrebende Sicherheitsniveau von den
Bundesbehörden erst im Rahmen des Vollzugs festgelegt werde. Der Bundesrat habe
sich jedoch einverstanden gezeigt, die SiK-SR zu allen kostenrelevanten
Umsetzungsstrategien und Vollzugserlassen zu konsultieren. Die SiK-SR hatte dem
Entwurf sodann einstimmig zugestimmt. Nach diesen umfangreichen Erläuterungen trat
der Ständerat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein.

In der Detailberatung zeigte sich die Unbestrittenheit der Vorlage: Zu keinem der
zahlreichen Änderungsanträge der SiK-SR fand eine Diskussion statt und auch der
Bundesrat zeigte sich mit allen Anpassungen einverstanden. Trotz der vielen Anträge,
die alle stillschweigend angenommen wurden, änderte sich inhaltlich nur wenig am
Entwurf des Bundesrates. So wurde die Trinkwasserversorgung explizit in die Liste der
kritischen Infrastrukturen aufgenommen und die systematische (und nicht nur
vorübergehende) Verwendung der AHV-Nummer zur Identifikation von Personen, die
Zugang zu Informationen, Informatikmitteln, Räumlichkeiten und anderen
Infrastrukturen des Bundes haben, erlaubt. Die Bestimmung, wonach Umsetzung,
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Zweckmässigkeit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit des ISG periodisch überprüft
werden muss, ergänzte der Ständerat dahingehend, dass diese Überprüfung durch eine
unabhängige Stelle, namentlich durch die Eidgenössische Finanzkontrolle, zu
geschehen habe. Des Weiteren nahm er das Personal von Fedpol und
Bundesanwaltschaft einerseits sowie dolmetschende und übersetzende Personen im
Asylbereich andererseits in den Kreis jener Personen auf, die unabhängig davon, ob sie
Zugang zu geschützten Informationen oder Informatiksystemen des Bundes haben,
einer Sicherheitsprüfung unterzogen werden können. Ins Muster der fehlenden
Kontroverse fügte sich schliesslich auch die Gesamtabstimmung ein, bei der die kleine
Kammer die Vorlage einstimmig (bei vier Enthaltungen) annahm. 49

Wie im vergangenen Dezember schon der Ständerat und dessen sicherheitspolitische
Kommission stellte im Frühjahr 2018 auch die SiK-NR Handlungsbedarf im
Informationssicherheitsmanagement des Bundes fest. Anders als ihre
Schwesterkommission, der die kleine Kammer widerstandslos gefolgt war, zweifelte die
nationalrätliche Kommission jedoch am Mehrwert, den das
Informationssicherheitsgesetz mit sich brächte. Die bedeutendsten Unbekannten im
Gesetzgebungsprojekt waren nach wie vor die Kosten und der Personalaufwand im
Zusammenhang mit der Umsetzung. Während sich der Ständerat mit der Zusicherung
zufriedengegeben hatte, zu den Kosten später noch einmal konsultiert zu werden,
beauftragte die SiK-NR die Verwaltung, die Kosten und den Personalaufwand für
verschiedene mögliche Sicherheitsniveaus zu beziffern. Es wurden also drei mögliche
Szenarien vorgestellt: Ambitionsniveau 1 mit Kosten von CHF 5 Mio. und 9,5 bis 15,5
zusätzlichen Stellen, Ambitionsniveau 2 mit Kosten von CHF 33 bis 58 Mio. und 42
zusätzlichen Stellen sowie Ambitionsniveau 3 mit Kosten von CHF 62 bis 87 Mio. und 78
zusätzlichen Stellen. Für die Kommissionsmehrheit standen diese beträchtlichen
Kosten in einem ungenügenden Verhältnis zum Ertrag und darüber hinaus befürchtete
sie, der neu geschaffene, komplexe Informationsschutzapparat könnte eine
Eigendynamik entwickeln und sich zunehmend der Kontrolle durch das Parlament
entziehen. Aus diesen Gründen beantragte die Mehrheit der SiK-NR ihrem Rat
Nichteintreten. Eine Minderheit erachtete hingegen den gesamtheitlichen Ansatz der
Vorlage als zentral, um die Informationssicherheit beim Bund zu verbessern. Sie hielt
die Kosten für vertretbar, da dadurch Sicherheitslücken geschlossen und die
Koordination erheblich verbessert werden könne. Einen drohenden Kontrollverlust des
Parlaments sah sie nicht und beantragte folglich Eintreten. Die Eintretensdebatte
gestaltete sich dementsprechend umfangreich, kontrovers und emotionsgeladen.

Die bürgerlichen Fraktionen machten sich – mit Ausnahme der BDP – für den
Nichteintretensantrag stark. Die Kosten entsprächen einer «Blackbox» und es sei
«unseriös», nur auf Annahmen gestützt zu entscheiden; anstatt Experimente zu
machen, sollten besser bestehende Gesetze angepasst werden, um die Sicherheit zu
gewährleisten, so Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) als Vertreterin der CVP-Fraktion.
David Zuberbühler (svp, AR) legte die Ansicht der SVP-Fraktion dar: Das Gesetz sei ein
neues «Bürokratiemonster», biete nur «Scheinsicherheit» und sei einen konkreten
Nutzennachweis bisher schuldig geblieben, weshalb es «brandgefährlich» sei, darauf
einzutreten. Für die FDP-Fraktion waren vor allem die Bedenken bezüglich der
Kostenfolgen ausschlaggebend dafür, dass man nicht auf das überladene Gesetz und
den damit verbundenen «Blindflug» eintrete. Demgegenüber stellte BDP-
Fraktionssprecherin Rosmarie Quadranti (bdp, ZH) Eintreten als alternativlos dar;
angesichts des Handlungsbedarfs sei Nichtstun jetzt «fahrlässig». Priska Seiler Graf (sp,
ZH) hielt als Vertreterin der SP-Fraktion eine regelrechte Brandrede für Eintreten: Das
Gesetz werde dringend benötigt und es sei «fatal», dass anstelle der Sicherheitsfragen
vielmehr die finanziellen Folgen im Zentrum der Beratungen in der
sicherheitspolitischen Kommission gestanden hätten. Sie warf der SiK
«Arbeitsverweigerung» vor und wies darauf hin, dass man nach dem Eintreten die
Möglichkeit hätte, das – je nach Ansicht überladene, unberechenbare oder lückenhafte
– Gesetz zu «entrümpeln». Arbeitsscheue sei in diesem Fall jedoch «geradezu
verantwortungslos», denn auch ein Versäumnis ziehe unbezifferbare Kosten nach sich.
Ins gleiche Horn blies auch der Grünen-Vertreter Balthasar Glättli (gp, ZH), indem er
Nichteintreten als «Dienstverweigerung» bezeichnete und argumentierte, dass
Informationssicherheitslecks sowohl Reputations- als auch Finanzschäden zur Folge
hätten. Auch Beat Flach (glp, AG) als Sprecher der GLP-Fraktion erschien es
unverständlich, weshalb trotz erkanntem Handlungsbedarf nicht eingetreten werden
sollte; ein weiteres Mal fiel das Wort «Arbeitsverweigerung». Die Abstimmung ergab
schliesslich 117 zu 68 Stimmen für Nichteintreten (8 Enthaltungen). Obschon die
Fraktionen der BDP, der SP, der Grünen und der GLP geschlossen für Eintreten
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votierten, besiegelte die geballte Stimmkraft des SVP-/FDP-/CVP-Blocks mit nur drei
Abweichlern den Nichteintretensentscheid. 50

Mit zwölf zu einer Stimme beantragte die SiK-SR ihrem Rat im Herbst 2018, am
Eintreten auf das Informationssicherheitsgesetz festzuhalten. Das Gesetz sei im
Auftrag des Parlamentes entstanden und berücksichtige klare Vorgaben der GPK und
der GPDel, erklärte Kommissionssprecher Isidor Baumann (cvp, UR) vor dem
Ratsplenum. Er fügte eine Liste von Gründen an, weshalb das Gesetz notwendig sei: Es
brauche das Gesetz, um bei allen Bundesbehörden einen einheitlichen, minimalen
Sicherheitsstandard zu gewährleisten, um die Kantone bei der Zusammenarbeit mit
dem Bund denselben Sicherheitsvorschriften zu unterstellen, um durch die
Verwendung biometrischer Daten unberechtigte Zugriffe auf die Informationssysteme
des Bundes besser zu verhindern und um Personensicherheitsüberprüfungen bei
Betreibenden oder Verwaltenden der kritischen Informationssysteme des Bundes
durchführen zu können. Darüber hinaus könnten damit die Vertrauenswürdigkeit von
Unternehmen, die sensible Aufträge für den Bund ausführten, sowie die Einhaltung der
Sicherheitsstandards während der Auftragserfüllung kontrolliert werden. Das inhaltlich
abgestimmte Gesetz ermögliche gegenüber dem heutigen System einen
Bürokratieabbau, indem es Verantwortlichkeiten und Prozesse vereinfache und
Massnahmen standardisiere, hob Baumann die Vorteile des Projektes hervor. Auch
Bundesrat Guy Parmelin betonte noch einmal die Bedeutung dieses Gesetzes für die
Schweiz. Stillschweigend hielt der Ständerat am Eintretensentscheid fest, womit sich
nun erneut der Nationalrat mit dem Geschäft befassen wird. 51
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Nachdem der Ständerat in der Herbstsession 2018 am Eintreten auf das
Informationssicherheitsgesetz (ISG) festgehalten hatte, beriet die SiK-NR die Vorlage
im Oktober desselben Jahres zum zweiten Mal. Diesmal trat sie zwar mit 17 zu 8
Stimmen bei einer Enthaltung darauf ein, beschloss dann aber mit 17 zu 9 Stimmen die
Sistierung des Geschäftes. Unterdessen soll das VBS bis im Juni 2019
Verbesserungsvorschläge für das Gesetzgebungsprojekt ausarbeiten. Neben der
inhaltlichen Abstimmung des ISG auf die NCS und der Berücksichtigung eines
zukünftigen Kompetenzzentrums für Cybersicherheit verlangte die Kommission eine
klare Ausweisung und Limitierung sowie die departementsübergreifende Kompensation
der Umsetzungskosten. Weiter muss das VBS aufzeigen, welche Kosten im Bereich der
Betriebssicherheitsverfahren auf die öffentlichen und privaten Unternehmen in der
Schweiz zukommen bzw. wie eine Belastung der Unternehmen durch das neue Gesetz
vermieden werden kann. Generell erwartet die Kommission einen konkreteren,
einfacheren und strafferen Gesetzesentwurf. 52
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Im Lichte der Zusatzinformationen zur Abstimmung auf die NCS, zu den Kostenfolgen
sowie zu weiteren möglichen Verbesserungen der Vorlage, die die SiK-NR im Oktober
2018 vom VBS angefordert hatte, beriet die Kommission im Spätsommer 2019 das
Informationssicherheitsgesetz (ISG) im Detail und nahm einige Modifikationen vor. Mit
14 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung wollte sie aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes auf die vom Ständerat vorgesehene systematische Verwendung
der AHV-Nummer verzichten. Als weitere Differenz zur Kantonskammer beantragte sie
ihrem Rat mit 20 zu 2 Stimmen, den Bundesrat im Gesetz ausdrücklich zu verpflichten,
seine Ziele und die Kosten für die Informationssicherheit den Sicherheitspolitischen
Kommissionen zur Konsultation vorzulegen. Damit wollte sie verhindern, dass die
Umsetzung des ISG zu hohe finanzielle und personelle Ressourcen beansprucht.
Überdies entschied die Kommission einstimmig, dass die
Personensicherheitsüberprüfung auch auf Dritte, die in kritischen Funktionen für die
nationale Netzgesellschaft Swissgrid eingesetzt werden, angewandt werden kann,
jedoch nicht auf gewählte, angehende kantonale Magistratspersonen. 53
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In der Sommersession 2020 beugte sich der Nationalrat, nachdem er bei seiner ersten
Beratung im Frühling 2018 nicht auf das Geschäft eingetreten war, zum zweiten Mal
über den Entwurf zum Informationssicherheitsgesetz (ISG). Die SiK-NR hatte in der
Zwischenzeit die angeforderten Verbesserungsvorschläge vom VBS bezüglich der
Kosten für öffentliche und private Unternehmen, zur verstärkten Kontrolle des
Parlaments bei der Anwendung und Überwachung des Gesetzes, zur Abstimmung des
ISG auf die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyberrisiken sowie zur
Möglichkeit, den Bereich Personensicherheitsüberprüfung in einen separaten Erlass
auszulagern, erhalten und diskutiert. Sie beantragte ihrem Rat nun, auf die Vorlage
einzutreten. Vertreterinnen und Vertreter sämtlicher Fraktionen ausser der SVP –
deren Sprecher David Zuberbühler (svp, AR) das Gesetz als «umfangreiches und
komplexes Bürokratiemonster» bezeichnete und die hohen Umsetzungskosten
kritisierte – betonten unisono die dringende Notwendigkeit des Gesetzes im Zeitalter
der Digitalisierung und sahen die Kosten angesichts des hohen Schadenspotenzials bei
Cyberangriffen als verhältnismässig an. Auch Bundesrätin Viola Amherd hob hervor,
dass die Kosten zur Umsetzung des ISG «im Verhältnis zu dessen Nutzen gering und
gerechtfertigt» seien, denn das ISG werde «zahlreiche wesentliche Sicherheitslücken
schliessen, Einheitlichkeit schaffen und gleichzeitig die Effizienz und Wirksamkeit der
bestehenden Sicherheitsmassnahmen erhöhen». Nicht zuletzt sei auch die
international tätige Wirtschaft auf das Gesetz angewiesen, da sich die entsprechenden
Unternehmen sonst nicht mehr zertifizieren lassen und keine Aufträge im
sicherheitsrelevanten Bereich mehr ausführen könnten; «das wäre dann der Schaden
für die Wirtschaft, nicht die etwas vermehrten Kosten, die sich durch dieses Gesetz
ergeben», so die VBS-Chefin weiter. So trat der Nationalrat diesmal ohne Gegenantrag
auf die Vorlage ein.
In der Detailberatung schuf die grosse Kammer zwei Differenzen zum Ständerat. Erstens
ergänzte sie auf Antrag ihrer Kommission einen Absatz, wonach der Bundesrat seine
Ziele und die Kosten für die Informationssicherheit den sicherheitspolitischen
Kommissionen vorlegen muss. Damit sollen diese auf jeden Fall zu einem allfällig
geplanten Wechsel des Sicherheits-Ambitionsniveaus, das vom Bundesrat festgelegt
wird, konsultiert werden, weil der Wechsel auf eine höhere Sicherheitsstufe
beträchtliche Mehrkosten nach sich ziehen würde. Der Bundesrat hatte diese Änderung
abgelehnt, weil sie angesichts der ohnehin umfassenden Kontrollrechte des Parlaments
über den Bundesrat und die Verwaltung in seinen Augen überflüssig sei, unterlag mit
diesem Antrag jedoch deutlich. Zweitens schloss sich der Nationalrat in der Frage der
Verwendung der AHV-Nummer als Personenidentifikator wieder dem Entwurf des
Bundesrats an, nachdem der Ständerat hier weiter gegangen war und die systematische
Verwendung der AHV-Nummer hatte erlauben wollen. In der bundesrätlichen Version,
für die sich die Kommissionsmehrheit stark gemacht hatte, darf die AHV-Nummer
einmalig zur Personenidentifikation verwendet werden, muss nach der Erzeugung einer
nicht zurückrechenbaren Personennummer aber gelöscht werden. Eine Minderheit
Keller-Inhelder (svp, SG), die gar keine Verwendung der AHV-Nummer erlauben wollte,
und eine Minderheit Flach (glp, AG), die den ständerätlichen Beschluss stützte, blieben
chancenlos – letztere sogar, obwohl sich der Bundesrat mittlerweile ebenso für die
systematische Verwendung der AHV-Nummer aussprach, weil diese mit einer Revision
des AHV-Gesetzes sowieso eingeführt werden sollte. Mit diesen zwei inhaltlichen
Änderungen sowie einigen redaktionellen Anpassungen übergab der Nationalrat die
Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 131 zu 53 Stimmen bei einer Enthaltung –
sämtliche Opposition aus der SVP-Fraktion – wieder an den Ständerat. 54
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Nachdem der Nationalrat im zweiten Anlauf im Sommer 2020 doch noch auf das
Geschäft eingetreten war, widmeten sich die eidgenössischen Räte in der
Herbstsession der Differenzbereinigung beim Informationssicherheitsgesetz. Der
Ständerat, der als Erstes an der Reihe war, zeigte sich in zwei Punkten nicht bereit, den
Beschlüssen des Nationalrats zu folgen. Mit stillschweigender Zustimmung strich er
erstens den von der Volkskammer eingefügten Absatz, dass der Bundesrat seine Ziele
und die Kosten für die Informationssicherheit zwingend den sicherheitspolitischen
Kommissionen zur Konsultation vorlegen muss, wieder aus dem Gesetz. Nach Ansicht
der SiK-SR war diese Bestimmung überflüssig, was auch Bundesrätin Viola Amherd
bekräftigte: Die Fachkommissionen könnten wie die Finanzkommission und die
Finanzdelegation jederzeit verlangen, dass sie zu einem Thema konsultiert würden, und
dieser Forderung werde immer nachgekommen. Zweitens hielt die Kantonskammer an
ihrem Beschluss fest, dass die AHV-Nummer systematisch zur Personenidentifikation
im Rahmen des Informationssicherheitsgesetzes verwendet werden darf. Eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) hatte beantragt, den Beschluss des Nationalrats zu
übernehmen, dass die AHV-Nummer nur vorübergehend zur Erzeugung einer nicht
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zurückrechenbaren Personennummer verwendet werden darf, unterlag jedoch mit 31
zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung klar. VBS-Vorsteherin Viola Amherd hatte dem Rat
in Erinnerung gerufen, dass er im Juni der Änderung des AHV-Gesetzes zugestimmt
habe, das den Behörden generell die systematische Verwendung der AHV-Nummer
erlaube; es mache darum keinen Sinn, hier jetzt eine andere Regelung festzuschreiben.
In den übrigen, redaktionellen Differenzen schloss sich der Ständerat stillschweigend
dem Nationalrat an.
Die zwei vom Ständerat aufrechterhaltenen Differenzen waren anschliessend im
Nationalrat hochumstritten. Während die Mehrheit der SiK-NR sich bereit erklärte, auf
die ausdrückliche Erwähnung der Konsultationspflicht des Bundesrates zu verzichten,
beantragte eine Minderheit Hurter (svp, SH) deren Beibehaltung. Es handle sich dabei
um eine «Notbremse», um zu verhindern, dass die Kosten aus dem Ruder laufen, und
er verstehe nicht, so Hurter, «warum Sie sich weigern, Informationen zu erhalten».
Abgesehen von der geschlossenen SVP-Fraktion und drei Abweichlern aus der Mitte
hielt die grosse Kammer diesen Passus jedoch für unnötig und strich ihn endgültig aus
dem Gesetz. Während sich eine Minderheit Riniker (fdp, AG) für die systematische
Verwendung der AHV-Nummer und damit die Bereinigung auch dieser Differenz
starkmachte, wollte die Kommissionsmehrheit am Beschluss festhalten, dass die AHV-
Nummer nur einmalig zur Erzeugung einer nicht zurückrechenbaren
Identifikationsnummer verwendet werden darf und aus Gründen des Datenschutzes
nachher gelöscht werden muss. Die Grundsatzfrage der systematischen Verwendung
der AHV-Nummer durch alle Behörden solle im Rahmen der entsprechenden Revision
des AHV-Gesetzes geklärt und nicht bereits hier vorweggenommen werden,
argumentierte etwa Grünen-Sprecher Balthasar Glättli (gp, ZH). Äusserst knapp mit 90
zu 87 Stimmen bei 9 Enthaltungen erhielt die grosse Kammer diese Differenz aufrecht,
womit sich der Ständerat noch einmal damit befassen muss. 55

Im Rahmen der Differenzbereinigung zum Informationssicherheitsgesetz (ISG)
befasste sich der Ständerat in der Wintersession 2020 abermals mit der Frage, ob zur
Personenidentifikation im Zusammenhang mit dem ISG die AHV-Nummer verwendet
werden darf. Schon in der ersten Beratung im Dezember 2017 hatte der Ständerat die
systematische Verwendung der AHV-Nummer im ISG festschreiben wollen – ein
Entscheid, der vom Nationalrat seither zweimal wieder umgestossen worden war,
zuletzt im September 2020, jedoch nur noch mit sehr knapper Mehrheit. Eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) beantragte im Ständerat erneut, aus Datenschutzgründen auf
die direkte Verwendung der AHV-Nummer zu verzichten und stattdessen eine aus der
AHV-Nummer abgeleitete Identifikationsnummer zu verwenden. Mit 30 zu 10 Stimmen
bei einer Enthaltung hielt der Ständerat jedoch an seinem Beschluss fest, die Nutzung
der AHV-Nummer als Identifikator zu erlauben. Die gleiche Konstellation – die
Kommissionsmehrheit beantragte Zustimmung zur Verwendung der AHV-Nummer, eine
Minderheit Porchet (gp, VD) deren Ablehnung – zeigte sich daraufhin auch im
Nationalrat. Nachdem dieser aber zwei Tage zuvor der Revision des AHV-Gesetzes
zugestimmt hatte, das neu allen Behörden die systematische Verwendung der AHV-
Nummer als Identifikator erlaubt, machte eine andere Entscheidung beim ISG nicht
mehr viel Sinn. Diese Geschichte sei «leider gelaufen» und die Abstimmung jetzt nur
noch «für die Galerie», fasste Thomas Hurter (svp, SH) als Sprecher der SVP-Fraktion,
die sich bislang auch gegen die Verwendung der AHV-Nummer ausgesprochen hatte,
die Lage zusammen. So schloss sich die grosse Kammer mit 140 zu 46 Stimmen dem
Beschluss des Ständerates an und räumte die letzte Differenz aus. In den
Schlussabstimmungen nahm der Ständerat das ISG einstimmig an, der Nationalrat hiess
es mit 141 zu 53 Stimmen bei einer Enthaltung gut. Abgelehnt hatte es die geschlossene
SVP-Fraktion, weil sie die Unklarheit über die Umsetzungskosten bemängelte. 56
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Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

In die Schlagzeilen geriet die Bundesanwaltschaft aufgrund des Einsatzes so genannter
Trojaner, also versteckter Software-Programme, die ein Ausspionieren von Computern
ermöglichen. Solche Spionage-Software soll in vier Fällen zum Einsatz gekommen sein,
dreimal in der Terrorismusbekämpfung und einmal gegen organisierte Kriminalität. 57

ANDERES
DATUM: 15.10.2011
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Der Bundesrat verabschiedete im März 2021 erstmals eine offizielle Schweizerische
China-Strategie, welche konkrete Ziele und Massnahmen der Schweizer China-Politik
für die Jahre 2021-2024 beinhaltete. In seiner Medienmitteilung begründete der
Bundesrat die Relevanz der Strategie mit den aktuellen geopolitischen Entwicklungen,
insbesondere der Konkurrenz zwischen den Grossmächten USA und China, die nicht im
Interesse der Schweiz sei. Als Sitz internationaler Organisationen sehe sich die Schweiz
vielmehr als Brückenbauerin, um chinesische und westliche Vorstellungen zum
allseitigen Nutzen zu verbinden, gemeinsame Standards zu erhalten und diese
weiterzuentwickeln, führte der Bundesrat in der Strategie aus. Darüber hinaus verwies
er aber auch auf grundlegende Wertedifferenzen zwischen der Schweiz und deren
drittgrösstem Handelspartner, welche eine «kohärente Politik gegenüber China»
unumgänglich mache. Die Strategie, die im Rahmen eines interdepartementalen
Prozesses erarbeitet wurde, leitete ihre inhaltlichen Schwerpunkte – Frieden und
Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit, Digitalisierung – aus der übergeordneten
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 ab.
In Bezug auf Frieden und Sicherheit stehen laut Medienmitteilung die globale und
regionale Sicherheit, der Multilateralismus, die innere Sicherheit der Schweiz – zu
denken ist dabei etwa an Industriespionage gegen Schweizer Unternehmen und
politische Spionage der tibetanischen Diaspora – und die Menschenrechte im
Vordergrund. Vor allem die Gewährleistung individueller Grundrechte sollen ein
essentieller Bestandteil der gemeinsamen Beziehungen sein. Aus diesem Grund zeigte
sich der Bundesrat bereit, den seit 2019 sistierten Menschenrechtsdialog mit China
auch im Zeitraum 2021-2024 weiterzuführen. Werte- und Systemdifferenzen seien
auch bei der Digitalisierung ein Problem, da sich die Schweiz für einen ungeteilten
digitalen Raum unter Achtung der völkerrechtlichen Grundsätze einsetze. Dabei bilde
die Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 die Grundlage für den Austausch und
Umgang mit China. China und chinesische Firmen seien aktive Mitglieder von in Genf
ansässigen internationalen Organisationen und Multistakeholder-Prozessen, welche
sich mit Themen wie dem digitalen Handel oder Cyberspace auseinandersetzen. Daher
sei das internationale Genf gut positioniert, um an der Bewältigung von
Herausforderungen der Digitalisierung mitzuwirken. 
Beim thematischen Schwerpunkt Wohlstand verwies der Bundesrat in der Strategie
hauptsächlich auf das Ziel eines diskriminierungsfreien, marktbasierten und gegenseitig
vorteilhaften Zugangs für Waren, Dienstleistungen und Investitionen. Man strebe daher
die Modernisierung des Freihandelsabkommens aus dem Jahr 2013 an und analysiere
die Bedeutung des Investitionsabkommens zwischen der EU und China. Bei diesem
Bereich besteht die Strategie nachdrücklich darauf, dass China seiner Verantwortung in
multilateralen Gremien wie der WTO, IWF, Weltbank, OECD nachkommen müsse.
Mit Blick auf das Thema Nachhaltigkeit fokussiere die Schweiz bei chinesischen
Infrastrukturprojekten auf Klima und Umwelt, Gesundheit, einen nachhaltigen
Finanzsektor und die Entwicklungszusammenarbeit, wobei die Agenda 2030 der UNO
als Referenzrahmen diene. China stünden beträchtliche Handlungsmöglichkeiten zur
Beeinflussung der globalen Nachhaltigkeit zur Verfügung, weshalb die Schweiz unter
anderem in Bezug auf das Klimaübereinkommen von Paris eine gewisse
Erwartungshaltung China gegenüber vertrete.  
Der Bundesrat beschloss zur Verfolgung dieser Ziele drei Handlungsgrundsätze, welche
die bilateralen Beziehungen prägen sollen. Erstens verfolge die Schweiz eine
eigenständige China-Politik, wobei eine Zusammenarbeit in allen Bereichen, in denen
schweizerische Interessen bestehen, angestrebt werde. Man vertrete dabei
«selbstbewusst die Grundwerte der Schweiz, wie sie in der Verfassung stehen».
Zweitens setze sich der Bundesrat für die Einbindung Chinas in die liberale
internationale Ordnung und in die Bewältigung globaler Herausforderungen ein. Wo ein
Mehrwert resultiert, stimme sich die Schweiz verstärkt mit gleichgesinnten Parteien ab.
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Drittens verfolge der Bundesrat einen ausgewogenen, kohärenten und koordinierten
Ansatz gegenüber China, wobei der Austausch zwischen Parlament, Kantonen,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor gefördert werden soll. 
Den letzten Grundsatz bezeichnete der Bundesrat als «Whole-of-Switzerland»-Ansatz.
Um die Umsetzung der Strategie optimal auszugestalten, sind unter anderem die
Förderung von China-Kompetenzen in- und ausserhalb der Bundesverwaltung, die
Schaffung neuer Koordinationsgremien in der Verwaltung und ein
Informationsaustausch mit Akteuren ausserhalb der Verwaltung vorgesehen. Ein neu
geschaffener interdepartementaler Koordinationsausschuss soll den Informations- und
Erfahrungsaustausch zwischen allen mit China befassten Bundesstellen verbessern.
Nebst dieser verwaltungsinternen Koordinationsinstrumenten verfügt die «offizielle
Schweiz» gemäss Bericht über beinahe dreissig bilaterale Dialoge mit China, die von
verschiedenen Ämtern der Verwaltung geführt werden. Dazu kommen die
diplomatischen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Vertretungen in China selbst.
Auch im multilateralen Kontext interagiert die Schweiz mit China und kann so einen
Dialog führen. Zusätzlich helfe auch der Austausch mit gleichgesinnten Drittstaaten
über China, die Schweizer China-Kompetenzen zu stärken, führte der Bericht aus. 

Die Reaktionen auf die mit mehreren Monaten Verspätung veröffentlichte Strategie
fielen in den Medien gemischt aus. Die Aargauer Zeitung zeigte sich angesichts der
schwierigen Beziehungen zu China in der jüngeren Vergangenheit – der
Menschenrechtsdialog war 2019 ausgesetzt worden – positiv überrascht davon, wie
offen Bundesrat Cassis Reizthemen wie die Menschenrechte und die Unterdrückung
von Minderheiten ansprach. Sie sprach aber auch den «China-Spagat» der Schweiz an,
der einer Gratwanderung zwischen Wirtschaftsinteressen und Menschenrechten
gleichkomme. Die WOZ erklärte sich die «devote Haltung des Bundesrats» mit der
wirtschaftlichen Abhängigkeit der Schweiz und zeigte sich enttäuscht darüber, dass in
China aktive Schweizer Firmen nicht stärker für Menschenrechtsverletzungen in China
zur Verantwortung gezogen werden sollen. Le Temps nannte die Strategie «vorsichtig»
und Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) beschrieb die Strategie der Zeitung gegenüber
als «sehr schweizerisch, sehr pragmatisch», wobei er dies für positiv erachtete, denn
«um etwas sagen zu können, müsse man den Dialog aufrecht erhalten». Auch  Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeigte sich in den Medien zufrieden mit der Strategie,
weil sie mit der veralteten Annahme aufräume, dass der Umgang mit China vornehmlich
wirtschaftlich-politisch und nur das Aussendepartement dafür zuständig sei. Kritischer
äusserten sich Fabian Molina (sp, ZH) und die Grünen zum Strategiepapier des
Bundesrats. Molina befürwortete zwar die einheitliche China-Strategie und die Kritik an
der Menschenrechtslage in China, war aber enttäuscht darüber, dass der Bundesrat
keine Antworten zum konkreten Umgang mit Menschenrechtsverletzungen gab. Die
Grünen lehnten die Strategie gar als Ganzes ab, da der Bundesrat die
Wirtschaftsinteressen über die Menschenrechte stelle. 
Wenige Tage nach Publikation der Strategie äusserte sich auch der chinesische
Botschafter in der Schweiz, Wang Shihting, dezidiert in einer virtuellen
Medienkonferenz dazu. Er bezeichnete die Vorwürfe westlicher Länder in Bezug auf die
Lage in der mehrheitlich von Uiguren bewohnten Region Xinjiang als «rein boshafte
politische Spekulationen» und wehrte sich auch gegen die in der Strategie geäusserten
Vorwürfe, dass China Industriespionage betreibe. Im Gegenzug äusserte er sich aber
optimistisch hinsichtlich einer Überarbeitung des chinesisch-schweizerischen
Freihandelsabkommens und versprach, dass China bereit sei dabei Kompromisse
einzugehen. 58

Landesverteidigung

Landesverteidigung

En mars, la CEP DMF a présenté son rapport sur l'affaire Jeanmaire. Dans ses
conclusions, elle s'est déclarée en faveur d'une publication des chefs d'accusation et
du jugement subséquent, ce d'autant que l'ex-brigadier Jeanmaire, dont les droits de la
personnalité seraient atteints par cette démarche, l'a approuvé et souhaité. Elle a donc
demandé, par le biais d'un postulat, que ces différents points soient communiqués à
l'attention du public, et a également sollicité la levée du secret militaire pesant sur
l'ensemble des dossiers de la procédure, afin que l'intéressé puisse en prendre
connaissance. Le Conseil des Etats accéda partiellement à cette demande en
transmettant ce deuxième point du postulat, tandis que le Conseil national souscrivit
entièrement au souhait de la CEP DMF et transmit le texte. 
Dans ses considérations, la CEP DMF a livré quelques informations supplémentaires.
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Ainsi, elle n'a constaté, dans le cadre de son mandat, aucun acte incorrect de la part du
Ministère public de la Confédération. Elle n'a, de même, trouvé aucun témoignage
permettant d'accréditer la thèse selon laquelle l'affaire Jeanmaire aurait servi à
détourner les soupçons de l'existence d'un autre traître au sein du GRS (Groupement
renseignements et sécurité). 59

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Afin de faciliter les successions dans les PME, Bruno Walliser (udc, ZH) a déposé une
motion qui propose une différenciation par type d'entreprise (entreprises cotées en
bourse, grandes entreprises et PME) de la définition de la participation des
collaborateurs. L'objectif est d'éviter les situations de prix de faveur à des
collaborateurs, donc d'une transmission de l'entreprise à un prix inférieur à sa valeur
vénale. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a mentionné le principe d'égalité de
traitement et de l'imposition selon la capacité économique pour justifier cette
position. La motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans le délai imparti.

MOTION
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le député socialiste Beat Jans (ps, BS) demande au Conseil fédéral de rédiger un
rapport examinant les possibilités pour faciliter la reprise des terres et des
exploitations agricoles, et ce particulièrement dans le cas de personnes n'ayant pas de
lien familial avec un agriculteur ou une agricultrice. La baisse du nombre d'exploitations
(2% en moins par année en moyenne) s'explique, en grande partie, selon le dépositaire
du postulat, par l'absence de succession au sein de la famille. Il décrit cette situation
comme étant absurde, étant donné qu'un nombre croissant de jeunes ne possédant
pas de terres seraient intéressés à reprendre une exploitation. Pourtant, l'accès à
celles-ci n'est simplifié que pour les membres directs de la famille. Il veut donc faciliter
la transmission à des personnes non-affiliées afin de réduire le nombre de fermes
vendues par année. Selon lui, les personnes ayant activement fait une formation
d'agriculteur sont, de facto, plus motivés. Faciliter l'accès à la reprise d'une
exploitation agricole pourrait, de plus, dynamiser le secteur agricole et apporter des
idées neuves ainsi que des solutions innovatrices. Finalement, il souhaite que l'exécutif
se penche sur les possibilités que pourrait offrir l'agriculture solidaire (associations de
producteurs et de consommateurs). Beat Jans veut ainsi lutter contre la mort lente des
paysannes et paysans. Le député bâlois est soutenu par le Conseil fédéral qui demande
aux membres de la chambre basse d'accepter l'objet. 
Contrairement à ce que pensait Beat Jans, ce postulat ne fait pas l'unanimité au sein
des groupes parlementaires, celui-ci étant combattu par le député UDC Marcel Dettling
(udc, SZ), ce dernier argumentant que les problèmes que connaît le monde agricole
suisse aujourd'hui sont à trouver dans les conditions cadres, dans la charge de travail,
le revenu, les règlements ainsi que dans la position de l'agriculture au sein de la
population. Il considère, de plus, que faciliter l'accès aux terres à des personnes
extérieures aux familles paysannes ainsi qu'aux associations de consommateurs et de
producteurs irait dans la direction d'une gestion connue sous la RDA ainsi que des
kolkhozes. Finalement, il estime que les questions entourant la reprise d'exploitations
par des tiers seront traitées dans le cadre d'un rapport que l'Office fédéral de
l'agriculture (OFAG) doit remettre cet été, rendant ce postulat redondant.
A une question posée au député schwitzois, Beat Jans lui fait remarquer qu'il n'est
nulle part inscrit dans le postulat que le droit à la terre sera assoupli, ce à quoi Marcel
Dettling répond que c'est vers cette voie que l'on se dirige en acceptant le postulat. 
Lors du vote, le groupe UDC s'oppose en bloc contre le postulat Jans, qui passe malgré
tout la rampe grâce au soutien des autres groupes majoritairement en faveur de celui-
ci (111 voix pour, contre 73 et 3 abstentions). 60
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Die grosse Kammer hiess auch zwei Postulate Rechsteiner (sp, SG) gut, die den
Bundesrat ersuchen, einerseits die Anlagevorschriften der Pensionskassen im Bereich
der derivativen Finanzinstrumente zu überprüfen und andererseits sicherzustellen,
dass auch nicht direkte Erben (beispielsweise Konkubinatspartner) beim Tod des
Versicherten in den Genuss von BVG-Leistungen kommen (Po. 95.3412). 61

POSTULAT
DATUM: 21.12.1995
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

La révision des normes juridiques codifiant le domaine familial a continué par la mise
en consultation de l'avant-projet de réforme du droit matrimonial, portant sur les
effets généraux du mariage et les régimes matrimoniaux. Au cours de cette procédure,
il est apparu que si la nécessité d'effectuer une révision visant autant que possible à
réaliser l'égalité de l'homme et de la femme dans le mariage n'était pas contestée, la
crainte que la protection du mariage et de la famille n'y soit trop subordonnée fut
exprimée à de nombreuses reprises. L'absence de révision des prescriptions relatives
au divorce a été regrettée par plusieurs gouvernements cantonaux, par le PRD et par les
libéraux. Quelques dispositions particulières ont entraîné des divergences d'opinion
importantes: ainsi, par exemple, la possibilité de choisir le nom de la femme comme
nom de famille a été nettement repoussée par l'AN, les républicains, les femmes
radicales, la Fédération suisse des avocats et la Société d'utilité publique des femmes
suisses. D'autres points, tels le droit pour l'époux vouant ses soins au ménage à une
part équitable du revenu, ou la faculté de se constituer d'un commun accord des
domiciles séparés ont aussi provoqué des prises de position tranchées. Une
commission interne du DFJP a été chargée d'élaborer un nouveau projet tenant compte
des résultats de cette consultation. 
A la suite d'une modification de la jurisprudence du Tribunal fédéral, le conseiller
national K. Meier (prd, LU) a déposé une initiative (Iv.pa. 76.227) permettant la
répartition du bénéfice, ou du déficit, lors de la dissolution des liens du mariage sans
tenir compte de la réserve héréditaire. Une courte majorité de la commission du
Conseil national traitant de cette initiative, début septembre, l'a soutenue, tout en
introduisant une distinction entre les descendants communs des époux et ceux d'un
autre lit (Cette initiative laisse donc ouverte la possibilité d'un traitement plus favorable
pour l'épouse survivante que ne le veut le Code civil). Par suite de l'entrée en vigueur
du nouveau droit de filiation, le Conseil fédéral a pu demander aux Chambres
d'approuver la ratification d'une convention du Conseil de l'Europe sur le statut
juridique des enfants nés hors mariage (MCF 77.057). Ce qui fut fait par le Conseil des
Etats le 28 novembre, sans discussion et sans opposition. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.1977
DANIEL SÜRI

Pour sa part, le Conseil fédéral a présenté sa nouvelle conception du droit matrimonial
qui marque l'aboutissement de la troisième étape de la révision globale du droit de la
famille (On a déjà révisé le droit de l'adoption et le droit de filiation. Reste encore la
révision de la loi sur le divorce ainsi que celle du droit de tutelle). 
D'une manière générale, cette révision vise à réaliser le principe de l'égalité de
traitement des conjoints et à renforcer la communauté conjugale. Ce projet innove
dans trois domaines. D'abord la notion de chef de famille est remplacée par celle de
collaboration entre époux au sein du couple, ce qui impligile toute une série de
conséquences pratiques (Quelques conséquences pratiques: mari et femme
participent chacun selon leurs facultés à l'entretien de la famille, le mari ne pourra plus
empêcher sa femme d'exercer une activité professionnelle, l'époux chargé du ménage
et qui n'a pas de revenu propre recevra régulièrement de son conjoint un montant
«équitable» dont il pourra disposer librement). Ensuite, l'actuel régime ordinaire de
l'union des biens en vertu duquel le mari administre et utilise les apports de la femme
est supprimé. On lui a préféré le régime de la participation aux acquêts. Enfin, la
situation du conjoint survivant du point de vue du droit successoral a été améliorée. La
part d'héritage des descendants communs ne sera plus comme par le passé d'un quart,
mais de la moitié. De plus, la part réservataire des frères et sœurs est abolie sur tout le
territoire suisse. Ce projet n'a pas entièrement satisfait les organisations féminines qui
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lui ont reproché de maintenir encore toute une série de normes inégalitaires. 63

Auf dem Gebiet der Familienpolitik wurden verschiedene Massnahmen ergriffen, um
Ehe und Familie dem gesellschaftlichen Wandel anzupassen. Die Beunruhigung der
Öffentlichkeit über die Zunahme der Scheidungen und den Trend zum Konkubinat blieb
bestehen. Für die Revision des Ehe- und Ehegüterrechts begannen nun die Beratungen
im Parlament. Mit dem neuen Gesetz will man der Gleichberechtigung der Geschlechter
auch in der Familie Rechnung tragen. Vom Grundsatz, der Ehemann sei das Haupt der
Gemeinschaft, wird Abschied genommen und ein gleichberechtigtes und
gleichverpflichtetes Zusammenleben von Mann und Frau angestrebt. Bezüglich der
Namenwahl durch die Ehepartner machte die Ständekammer als Prioritätsrat einige
Abstriche an der bundesrätlichen Vorlage, und der Passus, der den Anspruch des
haushaltführenden Ehegatten auf einen angemessenen Betrag zur freien Verfügung
verankern wollte, wurde durch eine unverbindliche «Kann»-Formel ersetzt. Im
Ehegüterrecht stimmte die kleine Kammer gemäss der Vorlage einer sogenannten
Errungenschaftsbeteiligung an Stelle der heutigen Gütergemeinschaft zu. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.1981
JÜRG FREY

Auf dem Gebiet der Familienpolitik trat nach der Ständekammer nun der Nationalrat
auf die Revision des Ehe-, Ehegüter- und Erbrechts ein. Ein im Namen der
unabhängigen und evangelischen Fraktion gestellter Rückweisungsantrag Schalcher
(evp, ZH) sowie ein Begehren auf Nichteintreten von C. Blocher (svp, ZH) wurden mit
130 zu 35 bzw. 143 zu 8 Stimmen abgelehnt. Alle übrigen Fraktionen votierten für die
Behandlung der von der zuständigen Ratskommission gründlich vorbereiteten Vorlage
und bejahten damit die Anpassung des Eherechts an die veränderten gesellschaftlichen
Verhältnisse. In der Detailberatung gingen die Meinungsverschiedenheiten oft quer
durch die Fraktionen hindurch, wobei vor allem bezüglich der Wahl des
Familiennamens die verschiedensten Lösungen vorgeschlagen wurden. Beim
Familiennamen und beim Bürgerrecht wurde allerdings auf eine völlige Gleichstellung
der Ehepartner verzichtet, aber den Persönlichkeitsrechten der Ehefrau Rechnung
getragen. Mit der Verabschiedung von Sonderregelungen für die Landwirtschaft und das
Gewerbe im Eherecht wurde ein weiterer möglicher Referendumsgrund beseitigt. Mit
139 zu 7 Stimmen nahm der Rat einschliesslich der LdU/EVP-Fraktion das neue Gesetz
sehr überzeugend an. Die wenigen ins Gewicht fallenden Differenzen zu den
Beschlüssen des Ständerates (Familienname, Bürgerrecht usw.) wurden von dessen
Kommission im November allerdings erst zu einem geringen Teil bereinigt. 65
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Dans le domaine de la politique familiale, l'essentiel des préoccupations parlementaires
s'est concentré sur l'élimination, en deuxième lecture, des divergences relatives à la
révision du droit matrimonial. Au-delà des affrontements entre défenseurs
inconditionnels de la communauté conjugale traditionnelle et partisans de l'égalité des
droits personnels de chacun des époux, les débats ont été dominés par la volonté de
clore définitivement un dossier qui mobilise les énergies depuis près de cinq ans et
d'éviter le lancement de référendums éventuels. Les points d'accrochage se sont
principalement cristallisés autour du choix du nom de famille, du droit de cité et sur la
procédure de résiliation du bail ou l'aliénation du domicile familial. Les concessions ont
certes pris l'avantage sur les dissensions et le nouveau droit matrimonial a été mis sous
toit avec un soutien massif des Chambres. Toutefois, les lourdes menaces de
référendum qui ont plané sur les travaux du plénum ont fini par se concrétiser. Avant
même la fin des délibérations, un comité référendaire s'est constitué, réunissant
principalement des milieux extra-parlementaires de l'UDC, du PDC et du PRD et
emmené par le député Blocher (udc, ZH). Son initiative a d'ailleurs été désavouée par
son propre parti dont le groupe parlementaire soutient le nouveau droit matrimonial.
Les motivations des opposants sont d'abord d'ordre moral. Le passage d'une
conception patriarcale de la famille à celle fondée essentiellement sur la notion
d'époux partenaire, anticiperait sur la réalité et instituerait une protection abusive de
l'arbitraire individuel aux dépens de la communauté conjugale. En outre, le nouveau
régime légal de la participation aux acquêts et le nouveau droit successoral sont
considérés comme hostiles aux entreprises de type familial et aux exploitations
agricoles. De la contestation formelle au lancement officiel d'un référendum, le comité
a néanmoins attendu d'obtenir le soutien des milieux économiques. Au terme de longs
débats internes, l'Union suisse des arts et métiers s'est finalement ralliée aux raisons
économiques invoquées par le Comité suisse contre un droit de mariage inapproprié. —
Elle a été suivie par le bureau du Redressement national en dépit de l'hostilité
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véhémente de sa base, la Ligue vaudoise et diverses chambres de commerce. Le front
référendaire s'est donc constitué avec peine, bon nombre d'organisations consultées
ont refusé de destabiliser un vaste projet, patiemment élaboré. Pour tenter de contrer
les attaques, une centaine de parlementaires ont constitué un groupe de travail avec
pour objectif d'informer le public sur les aspects controversés du nouveau droit tout
en s'efforçant de faire reconnaître ses avantages. Dans un même élan de solidarité, la
plupart des députés aux Chambres ont publié un Manifeste en faveur de la nouvelle loi
et l'Association suisse pour les droits de la femme s'est mobilisée pour parfaire
l'information des citoyens sur ses applications concrètes. 66

Avec la votation sur la révision du droit matrimonial et successoral, la politique familiale
s'est trouvée au centre d'un vaste débat contradictoire, dont l'enjeu a été défini parla
conseillère fédérale E. Kopp comme l'un des plus importants de l'histoire juridique
récente. L'ultime mouture de la réforme, votée aux Chambres en 1984 à la quasi-
unanimité, n'a pu se soustraire au verdict populaire, rendu nécessaire par
l'aboutissement du référendum. Aux opposants de départ, emmenés par la figure de
proue du comité référendaire Ch. Blocher (udc, ZH) et soutenus par l'USAM et l'Union
démocratique fédérale, se sont officiellement ralliés le Parti libéral et l'Action
nationale. Divisés sur les motifs de leur opposition et sur les solutions à apporter pour
remédier aux inadéquations présumées du nouveau droit, la majorité des adversaires a
toutefois tenté de se défaire de l'image de conservateurs, hostiles à l'égalité des
partenaires au sein du couple. Elle a donc concentré l'essentiel de ses arguments sur
les règles d'ordre pécuniaire contenues dans la réforme et cherché à se rassembler
autour d'une alternative susceptible de l'améliorer. Mais la base éthique du projet a
également servi de cible à ses critiques. Ainsi, la conception du mariage proposée
imposerait une forme de «partenariat» et une interchangeabilité des responsabilités
conjugales qui, en assurant aux époux un maximum d'indépendance, sacrifierait dans
une large mesure le principe de l'unité de la communauté familiale au profit d'une sorte
de légalisation de l'union libre. De même, les attributions octroyées au juge, comme
mesures de protection de l'union conjugale, ont aussi offert aux opposants l'un de leurs
arguments mobilisateurs. Outre qu'elles symboliseraient le caractère séparateur du
nouveau régime, elles concourraient à une socialisation abusive de la sphère privée
tout en confinant les individus dans un statut d'irresponsables. Toutefois, la campagne
de contestation s'est avant tout cristallisée sur les prétendus défauts du nouveau
régime légal de la participation aux acquêts et des nouvelles dispositions en matière de
succession. Ces dernières ont été particulièrement prises à partie par la critique:
l'amélioration de la position du conjoint survivant qu'elles postulent a été jugée néfaste
à la survie des petites et moyennes entreprises ainsi qu'à celle des exploitations
agricoles.

La plupart des formations politiques a toutefois décidé de défendre le nouveau droit et
de défier les détracteurs sur leur propre terrain. Dans ce sens, elles ont fustigé le
caractère partiel, voire tronqué, de leurs arguments qui, en évacuant à dessein une
appréciation globale de la révision, érigeraient en généralité des cas extrêmes. A la base
de leur engagement en faveur de la formule négociée au parlement, les partisans ont
avant tout relevé que celle-ci établissait une combinaison politiquement acceptable
entre, d'une part, la mise en application du principe d'égalité entre l'homme et la
femme au sein de la famille et, d'autre part, la nécessité de renforcer l'union conjugale.
Cette réforme présentait en outre l'avantage d'adapter l'actuelle législation du mariage
aux changements de société intervenus depuis son entrée en vigueur en 1912. La
souplesse de la nouvelle loi permettrait également à chaque ménage de fixer des règles
amendables selon sa situation économique. Le cadre légal proposé, en refusant
d'imposer un modèle familial unique, aurait ainsi par vocation première de ne
s'appliquer qu'en cas de décès, de crise de l'union ou de conflits d'intérêts matériels.

Le 22 septembre, 54.7 pourcent des votants ont approuvé le nouveau droit
matrimonial et successoral. La Suisse des villes et les cantons latins sont parvenus à
imposer cette mise à jour du Code civil à la Suisse des campagnes, des arts et des
métiers. Un sondage, effectué à l'issue du scrutin, a notamment révélé que le
comportement électoral des femmes a favorisé l'échec de la majorité des votants
masculins qui, pour sa part, s'est opposée au projet. Le motif général de l'égalité a par
ailleurs constitué le facteur explicatif déterminant des adeptes victorieux du oui.

Votation du 22. Septembre 1985

Participation : 41.1 %
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DATUM: 22.09.1985
SYLVIE PELLATON

01.01.65 - 01.01.22 31ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Oui : 921’743 (54.7 %) / Etats : 12
Non : 762’619 (45.3 %) / Etats : 11

Paroles :
-Oui : PDC, PES (3*), PLR (5*), VERT-E-S, AdI, PST, POCH, PS, UDC (11*), TravS, USP, USS
-Non : UDF, PLS (3*), REP, AN, usam
-Libération de vote : eco
*Entre parenthèses, nombre de sections cantonales divergentes 67

Le nouveau droit matrimonial et successoral, accepté par le peuple en septembre
1985, n'entrera en vigueur que le 1er janvier 1988, ainsi en a décidé le Conseil fédéral.
Ce délai est nécessaire selon lui pour adapter le droit actuel à la nouvelle législation.
Tant les lois d'introduction cantonales au Code civil suisse que l'ordonnance fédérale
sur l'état civil doivent être adaptées à la nouvelle situation juridique a souligné le
gouvernement (Caritas suisse a consacré son assemblée générale au thème de la
famille). 68

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.05.1986
STÉPHANE HOFMANN

Der Ständerat überwies im Berichtsjahr mit 32 zu 7 Stimmen eine MotionGutzwiller
(fdp, ZH) für ein zeitgemässes Erbrecht. Der Vorstoss, welcher von 24 Ständeräten aus
allen grossen Parteien unterzeichnet und auch vom Bundesrat begrüsst wurde, zielt
darauf ab, das Pflichtteilsrecht flexibler auszugestalten und es den stark geänderten
demografischen, familiären und gesellschaftlichen Lebensrealitäten anzupassen.
Während die generelle Stossrichtung der Motion begrüsst wurde, stiess die darin
vorgesehene Besserstellung von Konkubinatspaaren auf Widerstand. Insbesondere
Politiker der CVP beurteilten den Vorschlag der Ehe-Entprivilegierung sehr skeptisch. 69

MOTION
DATUM: 23.09.2010
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Neue Medien

Der Nationalrat stimmte einer Motion Burkhalter (fdp, NE) zu, die vom Bundesrat die
Erarbeitung einer nationalen Strategie zur Bekämpfung der Cyberkriminalität fordert.
Insbesondere sollen Massnahmen gegen Spionage im Internet und gegen
Datenmissbrauch entwickelt werden. Im Vorjahr war die Motion bereits im Ständerat
angenommen worden. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion empfohlen, dies
mit der Begründung, dass die Schweiz bereits über eine Strategie gegen
Cyberkriminalität verfüge. 70

MOTION
DATUM: 03.06.2009
SABINE HOHL
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